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l. Planungsgegenstand

Das Planungsgebiet liegt im 6stlichen Randbereich von Berlin im Bezirk Marzahn-
Hellersdorf. Es stellt sich in der fir diesen Bereich des Siedlungsgebietes typi-
schen, inhomogenen Struktur vorwiegend ein- und zweigeschossiger Ein- und
Zweifamilienhauser dar. Eingebettet in die Siedlungsflachen, die Uberwiegend
durch eine Einzelhausbebauung aus dem Zeitraum 1918-1945 gepragt sind, liegt
der Kreppfuhl als Weiher in einer GroRe von ca. 0,5 ha, durch den der
Geltungsbereich des Bebauungsplanes gestalterisch bestimmt wird. Neben der
stadtebaulich pragenden Wirkung tbernimmt der Kreppfuhl fur Marzahn-Hellers-
dorf eine wichtige Funktion innerhalb des Biotopverbundes.

1. Veranlassung und Erforderlichkeit

Entsprechend geltendem Planungsrecht vor Einleitung des
Bebauungsplanverfahrens beurteilte sich die Zulassigkeit von Vorhaben im
Geltungsbereich des Bebauungsplanes nach Art und Mal3 der baulichen Nutzung
auf der Grundlage des 8§ 34 Abs. 1 BauGB, danach, ob die Einfigung in die
Eigenart der naheren Umgebung gegeben ist. Die nahere Umgebung ist
vorwiegend  gepragt durch wohntypisch ~ genutzte  Einzel- und
Doppelhausbebauung in ein- und zweigeschossiger Bauweise.

Eine Aufrechterhaltung der bestehenden stadtebaulichen Situation und eine
planerische Steuerung waren auf dieser Grundlage nicht mdglich.

Die Sicherung einer nachhaltigen stadtebaulichen Entwicklung und Ordnung
begrindete das Erfordernis gemaR 8 1 Abs. 3 BauGB einen Bebauungsplan
aufzustellen und in diesem Festsetzungen zu Art und Mal3 der baulichen Nutzung
der Grundsticke zu treffen. Dabei waren die Zielstellungen der tUbergeordneten
Planung (Flachennutzungsplan Berlin in der Fassung der Neubekanntmachung
vom 12. November 2009 (ABI. S. 2666), zuletzt gedndert am 9. Juni 2011 (ABI. S.
2343), umzusetzen.

Da nach wie vor Entwicklungsdruck auf dem Siedlungsgebiet in Bezug auf die
Entwicklung von zusatzlichen Wohnbauflachen besteht, sind eine langfristige Frei-
haltung der hinteren Grundstiicksbereiche im Bereich des Kreppfuhls sowie die
Sicherung notwendiger Verkehrsflachen nur tber planungsrechtliche Festsetzun-
gen im Rahmen des Bebauungsplanes maoglich.

Das Erfordernis der planungsrechtlichen Sicherung von Flachen im Randbereich
des Kreppfuhles, die langfristig von Bebauung freizuhalten sind, wurde abgeleitet
aus dem Ergebnis der landschaftsplanerischen Voruntersuchung, welches diese
Bereiche als wertvolle Landlebensraume flur Amphibien darstellt.

Ziel der Planung war, die kleinteilig bebauten Flachen auf Grund der sich zurzeit
vollziehenden Nachverdichtung einer geordneten stadtebaulichen Entwicklung
zuzufuhren. Dabei sind die stadtebaulich pragenden Freiflachen unmittelbar um
den Kreppfuhl zum Schutz des Uferbereichs zu berticksichtigen und seine Funk-
tion innerhalb des Biotopverbundes zu erhalten.



2. Plangebiet

Der rdumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird gemald 8 9 Abs. 7
BauGB wie folgt festgesetzt:

Das Plangebiet umfasst ca. 14 ha und wird begrenzt:

im Westen
durch die Ridbacher Stral3e,

im Norden
durch die Ortsteilgrenze und die nordlichen Grundsticksgrenzen der
Grundstiicke Ingolstadter Stral3e 4 und Reil3iger StralRe 55

im Osten
durch die Reil3iger Stral3e,

im Sluden
durch die StralRe Am Lupinenfeld und die Heinrich-Griber-Stral3e.

2.1 Bestand

Eigentumsverhéltnisse

Der Uberwiegende Flachenanteil einschlie3lich des im Geltungsbereich befindli-
chen Kreppfuhls mit seinem abflieienden Graben befindet sich in Privatbesitz.

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befinden sich einzelne Flursticke, die
Eigentum des Landes Berlin sind und 6ffentliches Stral3enland sind.

Realnutzung

Der Uberwiegende Teil des Plangebietes wird wohntypisch genutzt in ein- bis
zweigeschossiger offener Bauweise. Trotz der sich bereits vollzogenen Verdich-
tung sind vereinzelt Parzellen mit Wochenendhausnutzung und unbebaute
Grundsticke vorhanden. Gepragt wird das Plangebiet durch tiefe Grundstiickszu-
schnitte (Grundsticksgroé3en bei ungeteilten Grundsticken um 1.000 m?2) mit einer
kleinteiligen Bebauung, die einem Entwicklungsdruck ausgesetzt sind.

Im zentralen Bereich des Planungsgebietes befinden sich der Kreppfuhl und der
Kreppfuhlgraben. Im 6stlichen und sudlichen Uferbereich ist der Kreppfuhl von
einer naturlichen Uferzonierung mit einer vorgelagerten Roéhrichtzone umgeben.
Am ndrdlichen und westlichen Ufer wurden eine kinstliche Verbauung des Ufers
und die Ausbildung als Steilufer vorgenommen. Die in diesem Zusammenhang
von Bebauung freigehaltenen Flachen sowohl entlang der Uferbereiche als auch
entlang der Grabenbereiche sind durch einen hohen Baumbestand gekennzeich-
net und wirken auf Grund der angrenzenden kleinteiligen Bebauung dominant in
den offentlichen Stral3enraum.



Der Kreppfuhlgraben ist an seinen Endpunkten im Strallenraum als landschafts-
pragendes Element als solcher erkennbar. Er pragt die stadtebauliche Situation
des Planungsgebietes mal3geblich.

Das Planungsgebiet wird entlang der Heinrich-Gruber-Stral3e (Ostseite) von einer
110-kV-Freileitung Uberspannt. Ein Maststandort der Hochspannungsfreileitung
befindet sich auf dem Grundstiick Heinrich-Griber-Stralie 182A.

Stadtrdumliche Einordnung

Im Norden grenzt das Planungsgebiet an die Grol3siedlung Hellersdorf, die in der
fur die ehemalige DDR (blichen industriellen Bauweise errichtet wurde. Im Uber-
gangsbereich zwischen der Grol3siedlung und dem Einfamilienhausgebiet ist im
Frahjahr 1995 eine 6ffentliche Griinflache entstanden (Windschutzstreifen). Sie ist
Bestandteil eines ubergeordneten Grinzuges in West-Ost-Richtung und stellt die
einzige offentliche Grinflache in der Umgebung des Plangebietes dar. Dieser
Grinzug stellt eine eindeutige stadtebauliche Gliederung zwischen der Grol3sied-
lung Hellersdorf und dem Siedlungsgebiet Kaulsdorf dar. Der Windschutzstreifen,
der direkt anschlieBende Schleipfuhl und der im Plangebiet liegende Kreppfuhl
sind Bestandteile eines Biotopverbundes, der sich Uber den Kreppfuhlgraben und
den daran anschlieRenden Wernergraben auch in sudliche Richtung fortsetzt. Die
besondere Bedeutung des Planungsgebietes innerhalb dieses Biotopverbundes,
insbesondere als Schwerpunkt der Wanderbewegung und als Lebensraum von
Amphibien, ist im landschaftsplanerischen Gutachten zum Siedlungsgebiet am
Kreppfuhl (Landschaftsarchitekten Seebauer, Wefers und Partner, April 1996)
dargelegt.

Sudlich an das Planungsgebiet entstand in Umsetzung einer eigenstandigen
stadtebaulichen Struktur die Entwicklung eines Wohngebietes auf dem ehemali-
gen von Bebauung freien ,Lupinenfeld“. Die dort entstandene verdichtete Wohn-
form bildet keinen Mal3stab fir die Formulierung der Festsetzungen im Planungs-
gebiet, da hier die Fortsetzung und Entwicklung bereits vorhandener stadtebauli-
cher Strukturen beabsichtigt ist.

Die urspriinglich sidlich des Planungsgebietes vorgesehene planungsrechtliche
Sicherung eines Grundschulstandortes unter Inanspruchnahme privater Grund-
stucksflachen ist auf Grund der Bevolkerungsentwicklung im Planungsbereich und
der fUr die Bedarfsermittlung der Gemeinbedarfseinrichtung Schule zu bertcksich-
tigenden Prognose nicht mehr erforderlich. In dem Gebiet der angrenzenden
GrofR3siedlung Hellersdorf war ein drastischer Rickgang der Schilerzahlen zu
registrieren, was zur Aufgabe vor allem von Grundschulstandorten fiihrte. Das im
Bereich der angrenzenden Grol3siedlung vorhandene Versorgungsnetz der Infra-
struktureinrichtungen stellt langfristig ein Potenzial an Mitnutzungsmadglichkeiten
fur den Bedarf, der aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes resultiert, dar.
Das Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanverfahrens XXIII-5 (Lupinen-
feld) wurde aufgehoben.



ErschlieRung

Die Anbindung an den offentlichen Personennahverkehr (OPNV) firr das Plange-
biet erfolgt Uber eine Busverbindung an das gesamtstadtische Netz der
S-Bahn tber den S-Bahnhof Kaulsdorf bzw. den S- und U-Bahnhof Wuhletal.
Langfristig ist in der Ridbacher Stral3e die Verlangerung der StralRenbahnlinie
Kdpenick - Mabhlsdorf in die GroRsiedlung entsprechend gegenwartigem Pla-
nungsstand beabsichtigt. Diese MalRnahme wird die VerkehrserschlieBung des
Plangebietes verbessern.

Das Planungsgebiet ist umfangreich mit Trinkwasserleitungen und Schmutzwas-
serkanalen erschlossen. Regenwasserkandle stehen nicht in allen Stral3en zur
Verfiigung. Aul3erdem wird nur das Regenwasser der 6ffentlichen Straf3en aufge-
nommen. Das Niederschlagswasser ist auf den privaten Grundstiicksflachen zur
Versickerung zu bringen.

Altlasten

Auf dem Grundstiick Strindbergstrale 21 besteht infolge ehemaliger Nutzung als
Kohlehandel Altlastenverdacht. Entsprechend einer fachlichen Stellungnahme des
Umweltamtes wurde darauf hingewiesen, dass dieser Verdacht infolge der Bran-
chenspezifik angesetzt wurde und konkrete Hinweise auf Kontamination der
Grundstucksflache nicht vorliegen. Auf Grund der derzeitigen Nutzung der Flache
fur das Wohnen steht einer Festsetzung als Reines Wohngebiet im Bebauungs-
plan und somit einer Fortsetzung der vorhandenen Nutzung nichts entgegen.

2.2 Planerische Ausgangssituation

Der Bebauungsplan stimmt mit den Zielen und Erfordernissen der Raumordnung
Uberein. Dementsprechend wird der Innenentwicklung von bestehenden
Siedlungsbereichen vor der Ausweisung neuer Siedlungsflachen der Vorrang
gegeben.

Der Flachennutzungsplan Berlin stellt das Plangebiet als Wohnbauflache, Typ W4
(GFZ bis 0,4), dar. Die Festsetzungen des Bebauungsplanes sind aus den
Darstellungen des FNP Berlin entsprechend dem Grundsatz Nr. 1 zur Entwicklung
von Bebauungsplanen generell entwickelbar.

Seit Juli 1994 liegt das Landschaftsprogramm fiir ganz Berlin (LAPRO) vor,
welches grundsatzliche Aussagen fur das Planungsgebiet hinsichtlich der Erfor-
dernisse und MaRRnahmen zur Verwirklichung der Ziele und Grundséatze von
Naturschutz- und Landschaftspflege enthélt. Das Landschaftsprogramm, ein-
schlie3lich Artenschutzprogramm in der Fassung der Bekanntmachung vom 19.
Juli 1994 (ABI. S. 2331), zuletzt gedndert am 27. Juni 2006 (ABI. S. 2350), stellt in
seinen Teilplanen “Landschaftsbild” und “Biotop- und Artenschutz” den Geltungs-
bereich als “Obstbaumsiedlungsbereich” dar und weist in der Zielstellung auf den
Erhalt prdgender Landschaftselemente und die Bedeutung innerhalb des Biotop-
verbundes hin.



Der Entwurf zur Bereichsentwicklungsplanung (BEP) fir den Siedlungsbereich
Kaulsdorf/Mahlsdorf, Stand Januar 1994, orientiert fur die Entwicklung der Flachen
um den Kreppfuhl auf die Nutzungsart Wohnen mit landschaftlicher Pragung mit
einer Grundflachenzahl von maximal 0,2. Auch wenn fiir die Bereichsentwick-
lungsplanung fur den Bereich Mahlsdorf/Kaulsdorf derzeit keine Beschlusslage im
Bezirksamt vorliegt, bilden die Aussagen der grundsatzlichen Entwicklungsziele
dieser Planung auch weiterhin die Orientierung fur die Formulierung planungs-
rechtlicher Festsetzungen in den Bebauungsplanverfahren zur Wahrung des vor-
handenen stadtebaulichen Charakters, da sich die Rahmenbedingungen nicht
wesentlich geandert haben.

Im Strukturkonzept zur BEP werden die beiden Pfuhle (Schleipfuhl und Kreppfuhl)
als Grunflache dargestellt, die als Grinverbindungen in westliche und 0Ostliche
Richtung in die angrenzende Wohnbebauung hineinreichen sollen. Sie sind wich-
tiger Bestandteil des Gruinzuges, der sich tUber die Weiherkette im Norden an der
Landsberger Chaussee entlang der Zerbster Stral3e, Lichtenhainer Strae und
Jenaer Stral3e anschlief3t.

Im Auftrag der zustandigen Fachabteilung des Bezirksamtes durchgefiihrte Unter-
suchungen zum Bestand, deren Ergebnisse in Form eines Gutachtens zum Pla-
nungsgebiet vorliegen (Seebauer, Wefers und Partner, April 1996), bringen deut-
lich zum Ausdruck, dass der unmittelbare Bereich des Kreppfuhls mit seiner Ufer-
zone und den anschlieRenden Grabenbereichen in seiner Wertigkeit als Amphi-
bienlebensraum als bedeutsam einzuschéatzen ist. Die Ergebnisse dieses
Gutachtens bilden trotz bereits erfolgter baulicher Entwicklungen im Planungsge-
biet weiterhin eine wichtige Grundlage fir die Festsetzungen im Bebauungsplan.
Entsprechend den Aussagen der Fachabteilung wird der Amphibienbestand jahr-
lich nachgewiesen.

Auf Grund der Bedeutung des Kreppfuhls als landschaftstypische Einzelschop-
fung der Natur und als Trittsteinbiotop flir an Gewdasser gebundene Pflanzen und
Tierarten wird die Ausweisung als geschutzter Landschaftsbestandteil im Rahmen
eines Unterschutzstellungsverfahrens durch die zustandige Senatsverwaltung
geprift.

Il. Planinhalt
1. Entwicklung der Planungsiberlegung

So wie im gesamten Siedlungsbereich Mahlsdorf/Kaulsdorf des Bezirkes Mar-
zahn-Hellersdorf besteht auch auf den Grundsticken um den Kreppfuhl nach wie
vor eine erhdhte Nachfrage zur Bebauung, auch wenn die Intensitat im Vergleich
zu den 90er Jahren zurtickgegangen ist. Grundséatzlich entspricht die Tendenz der
dichteren Bebauung den Zielstellungen der tbergeordneten Planungen des FNP
(Berlin). Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist im Wesentlichen durch
den Kreppfuhl und den Kreppfuhlgraben als landschaftliche Gestaltungselemente
stadtebaulich gepragt. Sowohl der Kreppfuhl als auch der Kreppfuhlgraben mit der
damit in Verbindung stehenden typischen Bepflanzung wirken unmittelbar in den
offentlichen Stralenraum und bestimmen wesentlich den Charakter des Gebietes.
Weitere Gestaltungselemente sind die vorhandenen Gartenflachen mit einem
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heute pragenden Obstbaumanteil und eine relative konfuse ein- und
zweigeschossige Einzelhausbebauung. Zusammenhéngende Blockinnenbereiche
sind nur unmittelbar im Bereich um den Kreppfuhl erkennbar. Um den Charakter
des Planungsgebietes zu erhalten, sind die vorhandenen Bestande an pragender
Bepflanzung zu sichern, zu pflegen und zu erganzen. Damit wird ebenfalls den
Zielstellungen des LAPRO entsprochen. Im Zuge einer geordneten stadtebauli-
chen Entwicklung ist ebenfalls entsprechend dem LAPRO der fir das
Siedlungsgebiet typische, stadtraumlich pragende Kreppfuhl mit seinen Uferzonen
planungsrechtlich zu sichern und durch Freihaltung eines Bereichs von Bebauung
als gebietstypisches Gestaltungsmerkmal zu erhalten.

Dieses Ziel soll Uber das Bebauungsplanverfahren erreicht werden. Neben der
strukturbestimmenden Wirkung haben diese Pfuhle im Siedlungsgebiet eine grol3e
Bedeutung fur den Naturhaushalt.

Die Festsetzung von Gemeinbedarfsflachen im Geltungsbereich des Bebauungs-
planes ist nicht erforderlich, da die Bedarfe der sozialen Infrastruktur bereits im
Entwurf zur BEP anhand von Prognosen hinsichtlich der Bevolkerungsentwicklung
gepriift und nachgewiesen wurden. Uber das in der BEP ausgewiesene MaR der
baulichen Nutzung hinaus findet im Geltungsbereich des Bebauungsplanes keine
Entwicklung statt. Die Bedarfe der sozialen Infrastruktur fir das statistische
Gebiet 192 werden aulR3erhalb des Planungsgebietes gesichert.

2. Intention des Planes

Mit dem Bebauungsplan wird eine gebietsvertragliche Verdichtung der Wohnfunk-
tion, unter Bericksichtigung einer hohen Wohnqualitat und einer Entwicklung
innerhalb der vorhandenen stadtebaulichen Strukturen, ermdglicht. Dabei sind die
stadtraumprégenden landschaftlichen Gestaltungselemente zum einen die
Flachen um den Kreppfuhl sowie zum anderen die Flachen entlang des
Kreppfuhlgrabens langfristig zu erhalten und entsprechend zu bepflanzen. In die-
sen Teilbereichen des Planungsgebietes wird zur Realisierung des Planungsziels
das Mald der baulichen Nutzung unterhalb der Obergrenzen der Ubergeordneten
Planungen (FNP, BEP) festgesetzt. Die offentlichen StralBenraume der Ridbacher
Stral3e und der Grottkauer StralRe sind entsprechend ihrer Funktion stadtebaulich
zu betonen. Fir die Wohnbauflachen ist der heute pragende Charakter eines
Obstbaumsiedlungsbereiches langfristig zu erhalten. Die fir das Siedlungsgebiet
typischen Vorgartenbereiche sind planungsrechtlich zu sichern und von Bebauung
freizuhalten.

Fur den im Planungsgebiet liegenden Kreppfuhl ist es erforderlich, zusatzlich zur
Sicherung der stadtebaulichen Ordnung, einzelne situationsbezogene land-
schaftsplanerische Tatbestédnde zu regeln, um dessen Wirksamkeit flr den Natur-
haushalt langfristig zu erhalten. Ein eigenstandiges Landschaftsplanverfahren
verbietet sich aufgrund dessen, dass sich die MaRnahmen zur Problembewalti-
gung ausschlieB3lich auf den Geltungsbereich des Bebauungsplanes beziehen und
von geringfiigigem Umfang sind. Dementsprechend werden einzelne landschafts-
planerische MaRnahmen im Sinne des 8§ 8 Abs. 3 Satz 3 NatSchGBIn gemal3 § 9
Abs. 4 BauGB statt in einem Landschaftsplan im Rahmen dieses Bebauungspla-
nes festgesetzt.



Die stadtebaulichen Ziele des Bebauungsplans XXIII-26 lassen sich wie folgt
zusammenfassen:

e Sicherung einer geordneten stadtebaulichen Entwicklung und Neuordnung unter
Wahrung der hohen Wohnqualitdt sowie der allgemeinen Anforderungen an
gesunde Wohnverhaltnisse;

e Sicherung und Entwicklung der gebietstypischen Landschaftselemente
Kreppfuhl und Kreppfuhlgraben und deren Verbindung (Biotopvernetzung),
Ausweisung von Flachen fur MalRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft nach § 9 Abs. 1 Pkt. 20 BauGB,;

o differenzierte Weiterentwicklung der bestehenden Bebauungs- und Nutzungs-
struktur mit mafRvoller Verdichtung;

e Erhalt landschaftlich pragender Elemente durch Festsetzungen zur Bauweise,
Dichte und Geschossigkeit;

e Unterbringung der Garagen und Nebengebdude innerhalb der tberbaubaren
Grundstucksflachen zur Sicherung zusammenhangender Freiflachen;

¢ Sicherung der fur den offentlichen StralRenraum erforderlichen Flachen.

3. Wesentlicher Planinhalt

Die Zielstellung des Bebauungsplans ist planungsrechtlich durch Festsetzungen
unter dem Aspekt der geordneten stadtebaulichen Entwicklung auf der Grundlage
des 8§ 9 Abs. 1-8 BauGB umzusetzen.

Die Festsetzung der Art und des Mal3es der baulichen Nutzung sowie der Stra-
Renbegrenzungslinien erfolgt durch die Planzeichnung in Verbindung mit textli-
chen Festsetzungen.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans ist gegliedert in Allgemeine Wohnge-
biete, Reine Wohngebiete, StraBenverkehrsflachen, Private und Offentliche
Grunflachen als Flachen fur MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung
von Boden, Natur und Landschatft.

Zur Sicherung der gebietsvertraglichen Entwicklung werden hinsichtlich des
Maf3es der baulichen Nutzung die Grundflachenzahl, die Geschossflachenzahl
und die Geschossigkeit festgesetzt. Die Uberbaubare Grundstiicksflache ist durch
die Baugrenzen definiert.

3.1 Begrindung einzelner Festsetzungen
3.1.1 Art der baulichen Nutzung
Allgemeines Wohngebiet

Die Grundsticksflachen entlang der Ridbacher Stral3e und der Grottkauer Stral3e,
weiterfiihrend als Ingolstadter Stral3e, werden entsprechend ihrer Lage an diesen
Sammelstral3en und Verbindungsstra3en zwischen der Grof3siedlung Hellersdorf
und dem Siedlungsgebiet Kaulsdorf und der damit beabsichtigten stadtebaulichen
Betonung des oOffentlichen StralRenraumes als Allgemeines Wohngebiet festge-
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setzt. Ausgenommen hiervon sind die Grundstiicke entlang der Grottkauer Stral3e,
weiterfihrend als Ingolstadter Stral3e, die sich im Pfuhlrandbereich bzw. im Kreu-
zungsbereich der Grottkauer Strale mit der Heinrich-Griber-StralRe befinden, da
die Funktion dieser Flachen im Rahmen der Biotopvernetzung im Ubergang zum
Bereich des Schleipfuhls gestarkt werden soll.

Die mit der Festsetzung Allgemeines Wohngebiet gemaR § 4 BauNVO belegten
Flachen dienen bereits derzeitig vorwiegend dem Wohnen und den der Versor-
gung des Gebietes dienenden Einrichtungen. Mit der Festsetzung dieser Nut-
zungsart werden die Rahmenbedingungen fur eine bauliche und nutzungsstruktu-
relle Entwicklung im Bereich der beiden Erschlieungsstralien mit Gbergebietlicher
Funktion gesichert. Neben der Hauptnutzung Wohnen sind dort z.B. nicht stérende
Handwerksbetriebe und der Versorgung des Gebietes dienende Laden zulassig.
Zur Sicherung eines harmonischen, dem Gebietscharakter entsprechenden klein-
teiligen Ortsbildes werden ausnahmsweise zuldssige Nutzungen innerhalb des
Geltungsbereichs des Bebauungsplanverfahrens ausgeschlossen, wie grof3fla-
chige Gartenbaubetriebe auf Grund ihres hohen Flachenbedarfes und Tankstellen,
die Nutzungskonflikte zwischen den Nutzungsarten Reines und Allgemeines
Wohngebiet auf Grund des damit im Zusammenhang stehenden Verkehrsauf-
kommens erwarten lassen. Somit werden diese Nutzungen entsprechend 8§ 4 Abs.
3 Nr.4 und 5 BauNVO durch die textliche Festsetzung Nr. 1 ausgeschlossen.
Durch den Ausschluss von Tankstellen innerhalb des Planungsgebietes sollen
Nutzungskonflikte in Bezug auf die Wohnnutzung durch Einflisse, die im Zusam-
menhang mit dem aus der Funktion von Tankstellen heraus bedingten hohen Ver-
kehrsaufkommen entstehen, insbesondere gegentber Flachen des Reinen Wohn-
gebietes mit besonderem Anspruch auf Wohnruhe, vermieden werden. Auf Grund
der zu erwartenden baulichen Struktur von Tankstellen ist eine ortsuntypische,
stark beeintrachtigende Wirkung der vorhandenen und zu erhaltenden stadtebau-
lichen Strukturen zu erwarten.

Unter dem Begriff der ,Tankstelle* wird die Bedienung von Treibstoffsaulen und
der kleine Kundendienst (Wagenwaschen und Wagenpflege mit der Behebung
kleiner Mangel und “Pannen*) verstanden. Sie sind taglich 24 Stunden in Betrieb.
Das erweiterte Angebot verschiedener Versorgungsbereiche, das sich andernde
Kauferverhalten und mdgliche tberortliche Kundenstrome sowie daraus resultie-
rende Larm- und Abgasimmissionen fihren zur Stérung der Wohnruhe.

Dem Schutz der Wohnruhe wird hier ein stadtebaulicher Vorrang gegeben.

Die Nutzungsart Tankstelle ist nach Prifung der jeweiligen Standortsituation
innerhalb des Siedlungsgebietes Mahlsdorf/Kaulsdorf nicht grundsatzlich ausge-
schlossen. Die Mdglichkeit einer Umsetzung des aus dem Wohnen resultierenden
Bedarfs aullerhalb des Planungsgebietes ist entlang Ubergeordneter
Verkehrsflachen, insbesondere auch im ndérdlich an das Planungsgebiet
angrenzenden Bereich der Grof3siedlung entlang der offentlichen Verkehrsflachen
Riesaer Stral3e und Stendaler Stral3e, gegeben.

Reines Wohngebiet

Neben den o.g. Flachen mit der Nutzungsart Allgemeines Wohngebiet wird fiir den
Uberwiegenden Bereich des Planungsgebietes die Nutzungsart Reines Wohnge-
biet gemal § 3 BauNVO festgesetzt.
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Diese Art der Nutzung ist fir den Planungsbereich erforderlich auf Grund der
vorhandenen, dem Reinen Wohngebiet adaquaten Nutzung und da hier auch wei-
terhin ausschlie3lich die fur die Versorgung des Wohnens notwendigen Bedarfe
gewahrleistet werden sollen.

Diese Nutzungsart wird dem vorhandenen Gebietscharakter im Bereich des
Kreppfuhls und des Kreppfuhlgrabens und der insgesamt starken Durchgrinung
der Wohnbauflachen im Planungsgebiet gerecht und gewahrleistet eine hohe
Wohnqualitat, verbunden mit dem Anspruch der besonderen Wohnruhe. Dies
ergibt sich auch daraus, dass das Planungsgebiet ausschlie3lich von wohnge-
bietserschlieRenden Verkehrsfihrungen durchzogen ist.

Damit wird durch die Zielstellung des Bebauungsplanes dem privaten Belang der
Entwicklung und Sicherung der vorhandenen hohen Wohnqualitdt gegentiber dem
privaten Belang der uneingeschrankten Nutzbarkeit des Grundeigentums der
Vorrang eingeraumt. Im Ubrigen wurde auch im Rahmen der Rechtssprechung
festgestellt, dass nur durch eine Festsetzung mit der Nutzungsart Reines Wohn-
gebiet das Interesse der Bulrger/-innen zu wahren ist, die fir das ruhige,
stressfreie Wohnen vielfach bereit sind, auch finanzielle Opfer zu bringen.*

Die mit der Nutzungsart Reines Wohngebiet verbundene dominierende Stellung
der Wohnfunktion erfordert einen hochsten Anspruch an Schutz vor Stdérungen.
Dabei sind die Ublicherweise mit einer Wohnnutzung verbundenen nicht vermeid-
baren Stérungen, wie An- und Abfahrten durch die (eigenen) KFZ, Kinderlarm
sowie Gartenarbeiten (zu bestimmten Tageszeiten), hinzunehmen.

Unter Bertcksichtigung des Aspekts der Wohnruhe zahlen freiberufliche Nutzun-
gen in Raumen auch im Reinen Wohngebiet als allgemein zuldssig. Daruber
hinaus werden fir den Geltungsbereich des Bebauungsplanes die neben dem
Wohnen gem. 8§ 3 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulassigen Nutzungen nicht
ausgeschlossen. Dies betrifft z.B. die Einordnung von Laden und nicht stérenden
Handwerksbetrieben, die zur Deckung des taglichen Bedarfs fur die
Bewohner/-innen des Gebietes dienen sowie die Zulassigkeit kleinerer Betriebe
des Beherbergungsgewerbes im Einzelfall, sofern deren Gebietsvertraglichkeit
gegeben ist. Dies zeigt, dass sich eine breite Palette von Nutzungsarten stadte-
baulich sinnvoll und prinzipiell stérungsfrei in Reine Wohngebiete integrieren lasst.

3.1.2 Mal3 der baulichen Nutzung

Das Mal3 der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzung von

¢ GRZ (Grundflachenzahl),
e GFZ (Geschol3flachenzahl) und
e Geschossigkeit

geregelt.
Grundflachenzahl (GRZ)

Insgesamt werden durch die Festsetzung der GRZ der aufgelockerte und
durchgriinte Gebietscharakter, der durch kleinteilige Bebauung gepragt wird, in

! vgl. Kommentar BauNVO (Fickert/Fieseler) 11. Auflage, § 3 Rdn. 3.4
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diesem Bereich des Siedlungsgebietes planungsrechtlich gesichert und die dort
vorhandene Wohnqualitat erhalten.

Allgemeines Wohngebiet (WA)

Fur die Flachen mit der Festsetzung Allgemeines Wohngebiet ist eine GRZ von
0,2 festgesetzt. Diese Festsetzung gewahrleistet eine gebietsvertragliche Ent-
wicklung der Wohnfunktion unter Bertcksichtigung der Beibehaltung ortstypischer
Strukturen und eines effektiven Nutzungsmalfies im Sinne der wirtschaftlichen
Verwertbarkeit der Grundstlcke.

Reines Wohngebiet (WR)

Fur die Flachen des Plangebietes mit der Festsetzung ,Reines Wohngebiet"
erfolgt auf Grund des Gebietscharakters eine Differenzierung der GRZ.

Aufgrund des primaren Planungsziels, das System stadtbildpragender landschaft-
licher Gestaltungselemente langfristig im Stadtraum weiterhin erlebbar zu gestal-
ten, wird auf den Wohnbauflachen unmittelbar angrenzend an die privaten Grin-
flachen eine Grundflachenzahl von 0,15 festgesetzt. Dies erfolgt vor allem unter
Berucksichtigung der Funktion dieser Flachen innerhalb des Biotopverbundes.

Fur alle weiteren Flachen mit der Festsetzung WR soll die GRZ auf 0,2 beschrankt
werden, um somit, wie im gesamten Geltungsbereich, die gebietsvertragliche Ent-
wicklung innerhalb vorhandener Strukturen zu gewéahrleisten.

Geschossflachenzahl (GFZ2)

Allgemeines Wohngebiet

Fur die Flachen mit der Festsetzung WAL ist eine GFZ von 0,4 festgesetzt, um
den Uberoértlichen Charakter der Grottkauer Stral3e/Ingolstadter Stral3e und der
Ridbacher Stral3e zu unterstreichen und gemalR der Zielstellung dort die stadte-
baulichen Rahmenbedingungen fir eine Betonung dieser Funktion durch entspre-
chende Baumassen zu schaffen. Dieses Nutzungsmald stimmt mit den Auswei-
sungen des FNP Berlin und dem Entwurf zur BEP Uberein.

Im Ubrigen Plangebiet wird in Abhangigkeit von der maximal zulassigen Anzahl
der Vollgeschosse mit der Festsetzung einer geringeren GFZ von 0,2 auf das Mal3
der vorhandenen Bebauung Bezug genommen, die den Rahmen fir die zukinftige
Entwicklung bilden soll.

Reines Wohngebiet

Die Festsetzung des Nutzungsmal3es innerhalb der Flachen des Reinen Wohnge-
biets mit einer GFZ von 0,15 bzw. GFZ von 0,2 steht ebenfalls in Ubereinstim-
mung mit den Ausweisungen des FNP Berlin, der im Rahmen der Aufstellung von
Bebauungsplanen die groR3flachige Unterschreitung vorgegebener Obergrenzen
fordert, wenn der wie hier im Planungsgebiet bereits vorhandene Charakter und
die Struktur der Wohnbauflache dies bedingen.

Entsprechend der maximal zulassigen Anzahl der Vollgeschosse wird somit auch
hier auf das MalR der vorhandenen Bebauung Bezug genommen, die den Rah-
men flr die zukunftige Entwicklung bilden soll.
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Es wird darauf hingewiesen, dass das auf dem Grundstick Heinrich-Gruber-
Stral3e 176 entstandene Wohngebaude in seinem Bestand dieses Mald Uber-
schreitet. Durch diesen Bestand wird jedoch die Zielstellung des Bebauungspla-
nes, der eine GFZ von 0,2 in diesem Bereich festsetzt, nicht wesentlich gepragt.
Auf Grund der aktuellen Bestandssituation auf diesem Einzelgrundstiick wird das
prinzipielle Planungsziel fir den Geltungsbereich des Bebauungsplanes nicht in
Frage gestellt.

Geschossigkeit

Im Bereich WALl wird durch die Festsetzung der maximal zulassigen Zweige-
schossigkeit die Betonung der offentlichen StraRenraume (Ridbacher StraRe und
Grottkauer Stral3e) ermdglicht, die gebietsibergreifende Funktion haben.

Durch die Festsetzung der eingeschossigen Bebauung fir den Bereich WA2 wird
die besondere stadtebauliche Situation der Lage von Wohnbauflachen entlang der
offentlichen Grinflache des ,Windschutzstreifens” als pradgendes Landschaftsele-
ment bericksichtigt.

Im gesamten mit der Festsetzung WR ausgewiesenen Bereich des Planungsge-
bietes wird ein Vollgeschoss festgesetzt, um den vorhandenen Gebietscharakter
zu erhalten.

3.1.3 Bauweise, Uiberbaubare Grundstiicksflachen
Bauweise

Im gesamten Geltungsbereich wird sowohl fur die Flachen Allgemeines Wohnge-
biet als auch Reines Wohngebiet eine von der offenen Bauweise abweichende
Bauweise in Form von Einzel- und Doppelhausern festgesetzt, um die gebietstypi-
schen Strukturen zu erhalten.

Die vorhandene, kleinteilige Bebauung im Plangebiet wird somit auch langfristig
planungsrechtlich gesichert. Da Geb&udelangen bis 50 m, wie sie die offene Bau-
weise zuldsst, dem im Bestand vorhandenen Gebietscharakter widersprechen,
wird eine von der offenen Bauweise abweichende Bauweise gemal § 22 Abs. 4
BauNVO festgesetzt. Danach sind entsprechend der vorhandenen Bebauungs-
struktur nur Gebaude mit einer maximalen Lange von 15 m zuldssig (textliche
Festsetzung Nr. 2). Diese Festsetzung dient auch dem Erhalt der stadtebaulich
pragenden Wirkung der Landschaftselemente Pfuhl und Graben in den offentli-
chen Stralenraum. Darlber hinaus unterstitzt sie die Funktionsfahigkeit dieser
Flachen innerhalb des Biotopverbundes, da unzumutbare Barrierewirkungen durch
Bebauungsstrukturen ausgeschlossen sind.

Durch die zuséatzliche Festsetzung von Einzel- und Doppelhdusern im gesamten
Planungsgebiet wird die Anzahl der innerhalb der Baufenster unterzubringenden
Wohnungen und der damit im Zusammenhang moglichen Nebenanlagen auf den
Grundsticken begrenzt und ein Beitrag zum Erhalt des durchgrinten Siedlungs-
charakters geleistet.
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Uberbaubare Grundstiicksflache

Im Sinne der planerischen Zurlickhaltung konnte im Planungsgebiet auf die Fest-
setzung von Baulinien verzichtet werden, um die wesentlichen Rahmenbedingun-
gen fur die beabsichtigte geordnete stadtebauliche Entwicklung zu gewahrleisten.
Die Uberbaubare Grundstucksflache wird innerhalb des Planungsgebiets durch die
Festsetzung von Baugrenzen bestimmit.

Zum Erhalt der vorhandenen, durchgriinten stadtebaulich pragenden, zusammen-
hangenden Bereiche auf den Flachen unmittelbar an den Uferbereichen von
Kreppfuhl und Kreppfuhlgraben wird durch die textliche Festsetzung Nr. 3 gere-
gelt, dass auf den nicht Uberbaubaren Grundsticksflachen Stellplatze, Garagen
und Nebenanlagen nicht zulassig sind.

Bereich Kreppfuhl und Kreppfuhlgraben

Auf den Flachen des Reinen Wohngebietes um den Kreppfuhl und entlang des
Kreppfuhlgrabens werden hintere Baugrenzen festgesetzt, um die bereits gegen-
wartig ablesbaren, zusammenhéngenden gartnerisch nutzbaren Flachen, die
unmittelbar an die Uferbereiche des Kreppfuhls und des Grabens angrenzen und
ein Spezifikum dieses Geltungsbereichs darstellen, auch langfristig von Bebauung
freizuhalten. Auf die Festsetzung der Freihaltung von seitlichen
Grundsticksgrenzen von jeder Art der Bebauung innerhalb des Planungsgebietes
durch textliche Festsetzung wird im Ergebnis der Auswertung des
Anzeigeverfahrens gemald § 6 Abs. 4 BauGB verzichtet. Durch die Festsetzung
der offenen Bauweise und der geltenden Bestimmungen der Regelungen der
BauOBIn (8 6 Abs.5 BauOBIn) sowie der Festsetzung nichtiberbaubarer
Grundstucksflache gemal} textlicher Festsetzung Nr. 3 wird dem stadtebaulichen
Ziel des Erhalts stadtbildpragender landschaftlicher Elemente auch nach erfolgter
Entwicklung auf den Baugrundstiicken Rechnung getragen

Innerhalb des Bebauungsplanverfahrens erfolgte im Rahmen der Abwégung unter
Beriicksichtigung privater Belange der Grundstiicksverwertbarkeit eine Uberar-
beitung der Baugrenzen entlang des Kreppfuhlgrabens (BA-Beschluss Nr. 567/111
vom 15.07.2008). Fur die Grundsticke Am Lupinenfeld 29, 31 und Uslarer Stral3e
22, 24 erfolgt nun keine Einschrankung der Bebauungstiefe durch die Festset-
zung von Baugrenzen mehr. Die stadtebauliche Wirksamkeit der Grabenbereiche
sowie der Erhalt ihrer Funktion als Lebensraum geschutzter Arten und als Amphi-
bienwanderweg sind auf Grund der festgesetzten geringen Nutzungsmal3e weiter-
hin gesichert.

Vorgartenbereiche

Entlang des StralBenraums wird mit dieser Festsetzung der Erhalt der fir das
Siedlungsgebiet typischen von Bebauung freigehaltenen Vorgartenbereiche
planungsrechtlich gesichert. Langfristig wird somit deren stadtebauliche Wirkung
als ein wichtiger Bestandteil der Gringliederung innerhalb des Siedlungsgebietes
erhalten.

Windschutzstreifen

Auf den Grundstiicken, die entlang der Ortsteilgrenze an die 6ffentliche Grinfla-
che des Windschutzstreifens angrenzen, werden die tUberbaubaren Grundstiicks-
flachen ebenfalls begrenzt. Dies erhoht die stadtebauliche Wirksamkeit der tber-
ortlichen Grunverbindung im Zusammenhang mit durchgangig begrinten Flachen
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auf privaten Grundstucksflachen. Die im Einzelfall bereits vorhandenen Nutzungen
auf diesen Flachen, wie z.B. Fahrradwerkstatt oder Eisverkauf, genief3en bei
rechtmaRiger Errichtung Bestandschutz und beeintrachtigen in ihrer Wirksamkeit
nicht den Grundsatz der Planung, der in der Festsetzung der stadtebaulichen
Situation, die Uberwiegend von unbebauten Grundstiicksflachen entlang des
Windschutzstreifens gepragt ist, besteht.

3.1.4 Private und Offentliche Griuinflachen

Die Festsetzung Privater und Offentlicher Griinflachen im Planungsgebiet dient
dem Erhalt der Flachen als Lebensraum geschitzter Arten. Die Abgrenzung
erfolgt unter Bertcksichtigung der bestehenden naturrdumlichen Besonderheit des
Kreppfuhls und der Ergebnisse des Gutachtens zum Schutz vor Verlust von
Landlebensraumen der Amphibien bei weiterer Entwicklung der Wohnbebauung.
Eine Festsetzung als nicht (berbaubare Grundsticksflache ware diesem
Anspruch nicht nachgekommen, da eine intensive Nutzung als Gartenbereiche
nicht auszuschlieBen ware. Ziel ist im Sinne der Berlcksichtigung
artenschutzrechtlicher Belange, die ungestdrten Uferrandbereiche fur die am
Gewasser lebenden Arten zu erhalten.

Unter Berucksichtigung der unterschiedlichen Charaktere der Privaten und
Offentlichen  Griunflachen erfolgt eine differenzierte  Festsetzung der
Zweckbestimmung dieser Flachen innerhalb des Planungsgebietes. Unter
Bertcksichtigung der Situationsgebundenheit des Eigentums auf den
Grundstiucken und auf Grund der derzeitigen Nutzung stellt die Art der
Festsetzung eine Einschrankung der Privatnitzigkeit jedoch nicht Uber das
derzeitige Mal3 hinaus dar. Diese Einschrankung ist zu Gunsten des o6ffentlichen
Belangs des Erhalts orttypischer Grlnstrukturen und ihrer Wirksamkeit in den
offentlichen Stral3enraum stadtebaulich erforderlich.

Durch die Festsetzung von Flachen als Private und Offentliche Griunflache wird die
gegenwartige Nutzung durch den Bebauungsplan nicht neu bestimmt. Diese
Flachen stellen sich schon immer als mit Baumen und Gehélzen bestandene
Grunflachen im Pfuhlrandbereich und entlang der Grabenbereiche dar. Damit sind
keine wirtschaftlichen Beeintrachtigungen der Eigentiimer/-innen mit Ricksicht auf
die Festsetzung und Durchfuihrung des Bebauungsplanes zu erkennen.

Die Privaten und Offentlichen Griinflachen werden gleichzeitig als Flachen fiir
Maflnahmen zum Schutz zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft festgesetzt. Damit werden der Erhalt des stadtebaulichen Charakters
der Bereiche und die ortstypische Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes
gewahrleistet sowie natirliche Lebensgrundlagen fir Lebensrdume der Amphibien
geschitzt und erhalten (textliche Festsetzung Nr. 6). Ausgenommen von dieser
Festsetzung ist die Grinflache des Flurstiickes 3225/29, welche auf Grund der
Ausbildung des Kreppfuhlgrabens in diesem Bereich als Uberfahrbarer, offener
Graben der Zufahrt zur Unterhaltung des Keppfuhls dient. Auf dieser Flache
erfolgt im Ergebnis der Auswertung des Anzeigeverfahrens die Festsetzung eines
Geh- und Fahrrechtes gemal textlicher Festsetzung Nr. 5.

e Privater Pfuhlrandbereich
Der im Geltungsbereich vorhandene Kreppfuhl mit seinem Uferbereich und der
hier typischen Bepflanzung ist ein das Stadtbild pragendes landschaftliches
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Element, das im Wesentlichen den stadtebaulichen Charakter des
Geltungsbereiches  bestimmt.  Entsprechend den  Zielstellungen des
Bebauungsplanes ist er planungsrechtlich zu sichern.

Der Kreppfuhl ist eine der zahlreichen Toteishohlformen (Sdélle) im Siedlungsge-
biet, die ein Spezifikum innerhalb dieses Siedlungsbereichs darstellen. Diese
Pfuhle sind eine landschaftstypische Einzelschopfung der Natur. Es befindet sich
dort ein hohes Potential an schutzwirdigen Baumen. Wenn auch inzwischen
einige Pfuhle nur noch an Hand feuchtezeigender Vegetation zu erkennen sind, ist
das System der landschaftlich pragenden Strukturen weiterhin erkennbar. Eine
Sicherung des Kreppfuhls als Gewasser 2. Ordnung erfolgt durch die Festsetzung
als Wasserflache innerhalb der als Private Grunflache festzusetzenden Grund-
stucksflachen. Entsprechend dem Charakter dieser privaten Griinflache um das
flachige Strukturelement Pfuhl herum erfolgt die Festsetzung der Zweckbestim-
mung Pfuhlrandbereich im unmittelbaren Uferbereich des Kreppfuhls.

Auf Grund ihrer Beschaffenheit (Bepflanzung) bzw. Notwendigkeit, in Teilberei-
chen eine naturnahe Ufergestaltung zur Sicherung der Funktion des Kreppfuhls
wieder herzustellen, ist diese Flache funktionell nicht den Wohnbauflachen zuzu-
ordnen. Damit werden hier Nutzungen ausgeschlossen, die zu einer Zerstérung
des landschaftlichen und stadtbildpragenden Elementes, Kreppfuhl mit Uferrand-
bereich, fuhren wirden.

e Privater Uferschutzstreifen

Das lineare Element Kreppfuhlgraben ist ebenfalls ein landschaftstypisches
Element des stadtbildpragenden Systems von Pfuhlen und Gréaben, das fir das
Siedlungsgebiet charakteristisch ist. Diese Festsetzung erfolgt entlang der
Grabenbereiche, die als Gewdasser 2. Ordnung gefuhrt sind. Die stadtebauliche
Wirksamkeit ist durch die jeweilige Art der Begrinung gegeben, insbesondere
durch vorhandene Baume, die typisch fur Uferbepflanzungen sind.

Der Abschnitt zwischen dem Kreppfuhl und der Uslarer StraRe wird in diese
Festsetzung eingeschlossen, da auch diese Flache mit ihren grinen
Randbereichen zwischen den Grundstucken Uslarer StraRe 19 und 23 langfristig
von Bebauung freizuhalten ist. Damit ist langfristig der Verlauf des
Kreppfuhlgrabens auch im 6ffentlichen StralRenraum zu erkennen und bestimmt
die stadtebauliche Pragung in diesem Bereich. Zur Sicherstellung sowohl der
wasserwirtschaftlichen Funktion des Grabens als auch des Biotopverbundes und
der Gewahrung einer Zufahrt zur Unterhaltung des Kreppfuhls erfolgte die
Ausbildung in diesem Bereich als Uuberfahrbarer, offener Graben und
Amphibiendurchlass durch die Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung.

e Private Grunflache

Fur die Flache des Flurstickes 3243/28 im Bereich der Grundstiicke Ingolstadter
Str. 54/55 erfolgt die Festsetzung als Private Griunflache. Da eine wasserwirt-
schaftliche Bedeutung im Sinne eines Gewassers 2. Ordnung nach Aussage der
zustandigen Senatsverwaltung fur diese Flache nicht besteht, gewahrleistet die
getroffene Festsetzung im Bebauungsplan neben der stadtebaulichen Wirksamkeit
des Grabenbereiches innerhalb des o6ffentlichen Strallenraumes auch die Auf-
rechterhaltung der Funktion dieses Bereiches als Amphibienwanderweg.
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o Offentliche Vorrangflache fiir Artenschutz

Fur die landeseigenen Flurstiicke 3545/29 und 3864/29 erfolgt die Festsetzung
einer Offentlichen Grunflache mit der Zweckbestimmung Vorrangflache fir
Artenschutz.

Diese Art der festgesetzten Nutzung wird getroffen, da diese Flachen den
unmittelbaren griinen Uferraum des Pfuhls mitbestimmen und in Bezug auf den
Erhalt von Lebensraumen fir Amphibien von Bedeutung sind. Entsprechend der
Stellungnahme der zustéandigen Fachabteilung ist es erforderlich, langfristig diese
Flachen im Fachvermégen des bezirklichen Natur- und Umweltamtes fur die
Pflege und Durchfiihrung von MalRnahmen im Sinne des Artenschutzes zu
erhalten.

3.1.5 Verkehrsflachen

Im Planungsgebiet werden die erforderlichen offentlichen Verkehrsflachen unter
dem Aspekt der Gewahrleistung der Verkehrssicherheit unter Bertcksichtigung
des zuklinftig zu realisierenden Verkehrsaufkommens festgesetzt.

Die zum Teil noch privaten Flachen werden so fur ihre zuktlnftige Nutzung pla-
nungsrechtlich gesichert. Die differenzierte Gestaltung der Verkehrsflachen ist
nicht im Bebauungsplan geregelt, um dadurch ggf. entstehende Selbstbindungen
des Landes Berlin auszuschliel3en. Die festgesetzten Verkehrsflachen reichen
aus, um die Funktionen Stral3e, FuRweg und Stral3enbegleitgriin unterzubringen.
Die Einteilung der Stral3enverkehrsflache ist im Sinne der Vermeidung der Selbst-
bindung des Landes Berlins nicht Gegenstand der Festsetzung (gemal3 textlicher
Festsetzung Nr. 4). Bei erforderlicher Inanspruchnahme privater Flachen fir die
Nutzungsart ,0ffentliche Verkehrsflache* werden stets die jeweiligen Mindestmal3e
der Ausbaustandards zugrunde gelegt.

Die planungsrechtliche Sicherung von Verkehrsflachen durch die Inanspruch-
nahme privater Flachen durch das Land Berlin ist in den Kreuzungsbereichen
Grottkauer  Stral3e/Heinrich-Griber-Stral3e,  Strindbergstral3e/Heinrich-Griber-
Stral3e und Ridbacher StralR3e/Grottkauer Strafl3e innerhalb des Planungsgebietes
zur Verbesserung der Sichtverhaltnisse im o6ffentlichen StralBenraum und zur
Erweiterung von Gehwegsbereichen erforderlich. Im Rahmen der Abwégung wur-
den private Belange, die in der Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs.2
BauGB vorgebracht wurden, bertcksichtigt. Nach nochmaliger Prufung wird die fur
eine Erweiterung der offentlichen Verkehrsflache zu sichernde Flache im Kreu-
zungsbereich Grottkauer Stral3e/Heinrich-Gruber-Stralle vor dem Grundstiick
Heinrich-Gruber-Stral3e 183 von 8,0 m x 8,0 m auf 5,0 m x 5,0 m reduziert und
somit entsprechend dem Kreuzungsbereich Strindbergstra3e/Heinrich-Griiber-
Stral3e festgesetzt.

Die zu Beginn des Bebauungsplanverfahrens im Bereich des Grundsttickes Hein-
rich-GrUber-StralRe 188 erforderliche Inanspruchnahme einer Teilflache als 6ffent-
liche Verkehrsflache durch das Land Berlin ist bereits im Zuge der Grundsticks-
bildung und VeraufRerung berticksichtigt worden. Somit sind die Voraussetzungen
zur Fortfuhrung der Heinrich-Griber-StralRe im Sinne einer gesicherten Erschlie-
Bung in einheitlicher Breite mit ausreichendem Gehweg und Grlnstreifen sowie
die Moglichkeit der Ausbildung von Entwésserungsmulden innerhalb des Stral3en-
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raumes planungsrechtlich gesichert. In diesem Zusammenhang erfolgt die Fest-
setzung der geplanten StralRenbegrenzungslinie.

Entlang der Reil3iger Stral3e ist ebenfalls zur Sicherung eines insgesamt 15,0 m
breiten offentlichen Verkehrsraumes die Inanspruchnahme privater Flachen und
somit die Festsetzung der betroffenen Flurstiicke als offentliche Verkehrsflache
erforderlich. Damit werden die Voraussetzungen fir die Umsetzung eines Entwas-
serungssystems innerhalb 6ffentlicher Flachen planungsrechtlich gesichert.

3.1.6 Grinfestsetzungen

Zur Wahrung und Sicherung der stadtebaulich préagenden Situation des
Kreppfuhls und seiner direkten Umgebung als wichtiger landschaftlicher Bestand-
teil des Bebauungsplangebietes werden im Bereich der unmittelbaren Uferzone
des Kreppfuhls und des Kreppfuhlgrabens Flachen fur Mallnahmen zum Schutz,
zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft festgesetzt und
gleichzeitig mit der textlichen Festsetzung Nr. 6 die Mallnhahmen bestimmt. Die
Festsetzung der Pflanzenarten dient dem Ziel, den Charakter des Gebietes um
das Gewasser herum zu erhalten, weitere Beeintrachtigungen durch gebiets-
fremde, ortsbildstérende Pflanzen zu verhindern und das Ortsbild auch fur die
Zukunft zu bewahren. Fur die Pflanzung werden daher ausschliel3lich einheimi-
sche Gehdlze der Weichholzauen festgesetzt.

Der gesamte Geltungsbereich ist durch eine starke Durchgriinung, insbesondere
mit einheimischen Obstgeholzen, die auf die urspriingliche, typische gartnerische
Nutzung zurtckzufiahren ist, gepragt. Diese Pragung tragt einen erheblichen Anteil
am stadtebaulichen Erscheinungsbild des Geltungsbereiches. Der Erhalt dieser
Strukturen ist elementare Zielstellung des Bebauungsplanes. In Umsetzung dieser
Zielstellung ist es erforderlich, die vorhandenen, dem Charakter des Obstbaum-
siedlungsbereiches entsprechenden Baume, weitestgehend zu erhalten und
Pflanzungen vorzunehmen, die langfristig den Erhalt dieses Charakters gewahr-
leisten. Dementsprechend wurde die textliche Festsetzung Nr. 7 in den Bebau-
ungsplan aufgenommen, die eine Bepflanzung fir jedes Grundstiick je angefan-
gene 500 m2 Grundstucksflache mit einem Obstbaum festsetzt.

Nach dem Anzeigeverfahren erfolgte die Konkretisierung der textlichen
Festsetzung Nr. 7 durch die Uberarbeitung der Formulierung. Die Anwendung der
textlichen Festsetzung bezieht sich ausschliel3lich auf die Flachen des Reinen
Wohngebietes und des Allgemeinen Wohngebietes. Darlber hinaus wurde unter
Berlcksichtigung der Stellungnahme der zustandigen Fachabteilung des
bezirklichen Natur- und Umweltamtes die textliche Festsetzung um Angaben zur
Pflanzgite im Sinne des dauerhaften Erhalts der vorhandenen stadtebaulichen
Pragung ergdnzt. Bei der Ermittlung der zu pflanzenden Baume werden die
vorhandenen Obstbaume angerechnet. Damit wird gewébhrleistet, dass sich die
Anzahl der zu pflanzenden Baume in einem flr die Eigentimer/-innen zumutbaren
Rahmen beweqgt.
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3.1.7 Landschaftsplanerische Festsetzungen

Wie bereits unter 2. beschrieben, erfolgen zur Regelung einzelner situationsbezo-
gener landschaftsplanerischer Tatbestéande hinsichtlich des Erhalts des Kreppfuhls
als Lebensraum fur Amphibien entsprechend 8§ 9 Abs. 4 BauGB im Rahmen des
Bebauungsplanverfahrens gesonderte landschaftsplanerische Festsetzungen.

Es werden einzelne landschaftsplanerische Malinahmen im Sinne des § 8 Abs. 3
Satz 3 NatSchGBIn gemald § 9 Abs. 4 BauGB statt in einem Landschaftsplan im
Rahmen dieses Bebauungsplanes festgesetzt. Entsprechend 8§ 8 Abs. 2
NatSchGBIn werden hier Festsetzungen getroffen, die aus Grinden des
Naturschutzes und der Landschaftspflege erforderlich sind. Neben der
Festsetzung zum Uferrandbereich (textliche Festsetzung Nr.10) werden mit den
textlichen Festsetzungen Nr.8 und Nr.9 naturwirksame MalRhahmen im
Zusammenhang mit der baulichen Nutzung von Grundstiicksflachen
planungsrechtlich gesichert.

Deren inhaltliche Begrindung basiert ausschlie3lich auf der Auswertung des
Gutachtens zur landschaftsplanerischen Voruntersuchung sowie auf Aussagen
der zustandigen Fachabteilung.

Der Kreppfuhl ist einer der bedeutendsten Amphibienlaichplatze im Bezirk Mar-
zahn-Hellersdorf. Die festgesetzten Flachen umgrenzen den Hauptlebensraum,
die Fortpflanzungsstatte sowie den Migrationsraum der geschitzten Amphibien im
Bereich des Bebauungsplanes. Alle nhachgewiesenen Arten sind nach Bundesar-
tenschutzverordnung entweder besonders geschitzt (Teichmolch, Erdkréte,
Teichfrosch) oder vom Aussterben bedroht (Knoblauchkréte, Wechselkréte, Moor-
frosch). Die ausgewiesenen Flachen umgrenzen abschlielBend den Bereich, in
dem sich die alljahrliche Amphibienwanderung zwischen Schleipfuhl und
Kreppfuhl sowie ehemaligen Freiflachen Am Lupinenfeld und dem Kreppfuhl voll-
zieht.

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens werden folgende landschaftsplaneri-
sche Festsetzungen getroffen:

e Durch die Festsetzung Nr. 8, der unversiegelten Ausbildung von Wegen, wird
die Erhaltung des artenvertraglichen Zustandes der Wanderbereiche gewahr-
leistet.

e Entsprechend textlicher Festsetzung Nr. 9 wird mit Regelungen zur Ausbildung
von Einfriedungen im Wanderbereich der Amphibien die artenvertragliche
Durchlassigkeit erhalten.

e Gemall textlicher Festsetzung Nr. 10 sind Reliefveranderungen durch
Abgrabungen und Aufschittungen im Bereich des Pfuhls unzulassig, ausge-
nommen sind MalRnahmen zur Entschlammung des Pfuhls.

Fur den Fortbestand der Amphibienpopulationen ist die uneingeschrankte
Migration in den festgesetzten Bereichen des Planungsgebiets unabdingbar
notwendig. Die Flachen sind gutachterlich nachgewiesen und werden jedes
Jahr neu durch die Fange in den Fangeinrichtungen, die dort in den an die
Grundstiicke angrenzenden Straf3enrandbereichen platziert sind, bestatigt.
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e Gemal textlicher Festsetzung Nr. 8 ist auf den Flachen des Reinen
Wohngebietes A, B, C, D, E, F, G, H, I, Asowie K, L, M, N, O, P, Q, R, K und
S, T, U, V, W, S eine Befestigung von Wegen und Zufahrten in wasser- und
luftdurchlassigem Aufbau herzustellen. Durch diese unversiegelte Ausbildung
von Wegen wird die Erhaltung des artenvertraglichen Zustandes der Wander-
bereiche gewéahrleistet.

Die betroffenen Grundsticke sind baulich oder als Garten genutzt und gering
versiegelt. Die Nutzung der Grundstlicke wird durch die Festsetzung nicht
wesentlich eingeschrankt. Es entstehen keine zusatzlichen Kosten, eine
geringere Neuversiegelung der Wege oder Stellflachen bei
Neubaumalinahmen ist eher kostenginstiger als eine Vollversiegelung. Die
Nutzung der Flachen wird durch die Festsetzung nur unwesentlich
eingeschrankt.

e GemalR textlicher Festsetzung Nr. 9 sind innerhalb der Flachen A, B, C, D, E, F,
G,H,I,Asowie K,L,M,N,O,P,Q,R,Kund S, T, U, V, W, S als Einfriedungen
ausschlie3lich Hecken, Zaune ohne Sockel und Zaune mit einer Maschenweite
von mindestens 6 x 6 cm zuldssig. Heckenartige Einfriedungen sind aus-
schlie3lich aus Laubgehdlzen zu gestalten, unter Anwendung der Pflanzliste A.
Mit dieser landschaftsplanerischen Festsetzung soll eine negative
Beeintrachtigung des  Amphibienlebensraumes durch entstehende
Barrierewirkung ausgeschlossen werden und eine artenvertragliche
Durchlassigkeit im Wanderbereich der Amphibien den Fortbestand der
Amphibienpopulation durch uneingeschréankte Migration gewéhrleisten.

e Gemal textlicher Festsetzung Nr. 10 sind innerhalb der Privaten Griunflachen
mit der Zweckbestimmung Pfuhlrandbereich Abgrabungen, bezogen auf das
Relief, unzulassig. Mit dieser Festsetzung soll die Erhaltung des Gewassers
und der Morphologie seiner Uferbereiche fur die gefahrdeten Amphibienarten
gesichert werden. Dem weiteren Verbau, der die Regeneration der gefahrdeten
Tierarten einschréanken und die Zerstérung dieses Gewassers als Laichgewéas-
ser zur Folge hatten, wird mit dieser Festsetzung entgegengewirkt. Ausgenom-
men von der Festsetzung sind die Malinahmen, die zur Wiederherstellung der
natirlichen Uferzonierung fihren und die eine Regenerierung der Sohlenberei-
che des Gewassers anstreben.

3.1.8 Sonstige Festsetzungen

Die Flache 1, 2, 3, 4, 1 wird mit einem Geh- und Fahrrecht zugunsten der Grund-
stuckseigentiimer der Flurstlicke 3545/29 und 3864/29 gemal textlicher Festset-
zung Nr. 5 Dbelastet. Unter Berucksichtigung privater Belange der
Grundstuicksnutzung erfolgt diese Festsetzung fur die sich bereits im Bestand als
vergitterter Grabenbereich (Flurstick 3225/29) darstellende Flache, die derzeitig
als Zufahrt von dem privaten Pfuhleigentimer genutzt wird. Durch diese
Festsetzung wird sichergestellt, dass die Moglichkeit der ErschlieBung der beiden
landeseigenen Flurstiicke zur Durchfihrung von MalRnahmen zum Artenschutz
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und zur Wahrnehmung der Aufsicht, u.a. im Zusammenhang mit der Unterhaltung
des Kreppfuhls als Gewasser 2. Ordnung, langfristig besteht.

Im gesamten Planungsgebiet erfolgt die ErschlieBung der Blockinnenbereiche
ausschlie3lich Uber private Erschlieungswege, bei denen das privatrechtliche
Geh-, Fahr- und Leitungsrecht gesichert werden muss.

Il Auswirkungen des Bebauungsplanes

1. Eingriffsbetrachtung

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich in einem im Zusammen-
hang bebauten Ortsteil, in dem Vorhaben nach § 34 Abs. 1 BauGB bereits zulas-
sig sind. Die Festsetzungen des Bebauungsplanes bestehen in der Sicherung
einer geordneten, stadtebaulichen Entwicklung innerhalb gewachsener Siedlungs-
strukturen, die den Kreppfuhl und seine stadtebaulich pragende Wirkung berick-
sichtigen und nicht Uber das bereits zulassige Mal3 nach § 34 BauGB hinausgeht.
Somit wird durch die hier vorliegende Planung kein Eingriff vorbereitet, der gemaf
§ 18 Bundesnaturschutzgesetz auszugleichen wére.

Aufgrund der Verfahrenszuordnung gemald 8 13a Abs. 2 Satz 1 BauGB gelten
Eingriffe, die auf Grund des Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne des
§ la Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder
zuldssig. Damit werden keine Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen im
Bebauungsplan erforderlich.

2. Artenschutz

Im Bereich des Kreppfuhls sind geschiitzte Arten vorhanden. Auf Grund des Vor-
kommens besonders geschitzter Arten gelten die Vorschriften des § 44 (1) Satz 2
BNatSchG (Stérungsverbot wéhrend bestimmter Zeiten). Im Rahmen der Durch-
fuhrung von BaumafRnahmen ist durch die Bauzeitenregelung die Méglichkeit der
Einhaltung dieser Vorschriften gegeben.

Durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes wird dartber hinaus der Lebens-
raum der vorkommenden Amphibienarten nicht beeintrachtigt. Insbesondere durch
die Freihaltung der hinteren Grundstiicksbereiche um den Kreppfuhl und der Fest-
setzung landschaftsplanerischer Festsetzungen (s. Pkt. 3.1.7 der Begrindung) im
Bebauungsplan ist eine erhebliche Beeintrachtigung auszuschliel3en.

Der Bebauungsplan sichert somit die Freihaltung von Flachen von Bebauung und
berticksichtigt ihre Bedeutung fiir den Erhalt der lokalen Population im Sinne des
Artenschutzes.

3. Entwasserung

Schichtenwasser

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanverfahrens befindet sich in einem Gebiet,
in dem in Abhangigkeit von Niederschlagen mit einem schwebenden Grundwas-
serstand zu rechnen ist. Die dabei im Zusammenhang mit der Neuerrichtung von
Bauwerken auftretenden Fragen der bautechnischen Ausgestaltung, wie Standsi-
cherheit und Grindungstiefe, sind nicht Bestandteil des Bauplanungsrechts und
somit auch nicht innerhalb des Bebauungsplanverfahrens regelbar. Die Problema-
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tik des Schichtenwassers wird im Baugenehmigungsverfahren dahingehend
bertcksichtigt, dass durch den Fachbereich Bauaufsicht, Wohnungsaufsicht und
Denkmalschutz der/die Bauherr/-in bzw. Architekt/-in auf die Moéglichkeit des Vor-
handenseins von Schichtenwasser hingewiesen wird.

Der/die Architekt/-in als ein/e im Bauwesen und Baurecht erfahrene/r Berater/in
und Treuhander/-in des/r Bauherr/-in, so der Bundesgerichtshof, muss die
Planung so durchfiihren, dass dem/r Bauherr/in kein Schaden entsteht und dass
alle Belange, die aus dem Schichtenwasser resultieren, bertcksichtigt werden. Die
Verantwortung unter zivilrechtlich vertraglichen Bindungen liegt dann bei dem/r
Bauherr/-in/Architekt/-in.

Regenwasser

Offentliche Flachen

Die Berliner Wasserbetriebe stellen fur die Regenentwasserung der offentlichen
Flachen keine Forderungen hinsichtlich von Rickhalteflachen.

Im 6ffentlichen Stral3enraum stehen nicht in allen Stral3en Regenwasserkandale zur
Verfigung. Im Zusammenhang mit einem Stral3enausbau wird It. Berliner Was-
serbetriebe das bereits vorliegende Konzept fir die naturnahe Regenwasserbe-
wirtschaftung umgesetzt. Die hierfur erforderlichen Aufweitungen der offentlichen
Verkehrsflache als Voraussetzung fir die Planung von Entwasserungsmulden
beim Stral3enausbau werden im Planungsgebiet in der Rei3iger Stral3e durch die
Festsetzung des Bebauungsplanes beriicksichtigt.

Private Gundstucksflachen

Die Zielvorstellungen des Landschaftsprogramms fir Berlin gehen zur Sicherung
der Naturhaushaltsfunktion hier von einer dezentralen Regenwasserversickerung
auf den Grundsticken selbst aus. Die Grundflachenzahl von 0,2 bzw. 0,15
ermoglicht dies auch unter Beriicksichtigung der hier vorhandenen schwierigen
Bdden. Fur Bauherren und Bauherrinnen sind deshalb aufgrund der vorhandenen
Bodenverhéltnisse Probleme der Bewaéltigung bei der Regenwasserversickerung
auf den privaten Grundsticken nicht ausgeschlossen.

Bei der Umsetzung der technischen Losung der Gewahrleistung der Versickerung
Uber die belebte Bodenzone in Abhangigkeit von den geplanten Baumal3hahmen
der einzelnen privaten Bauherren und Bauherrinnen und den speziellen
Bodenverhéltnissen auf den Grundsticken handelt es sich um Fragen der
bautechnischen Ausgestaltung

Entsprechend dem 9. Anderungsgesetz zum Berliner Wassergesetz besteht mit
§ 36a Abs. 3 die Moglichkeit zur Festsetzung von Mal3nahmen zur Regenwasser-
bewirtschaftung. Diese Moglichkeit wird hier nicht genutzt. Da den Eigentiimer/-
innen aufgrund der Festsetzungen des Bebauungsplanes ausreichender Spiel-
raum zur Bewaltigung der Problematik des anfallenden Regenwassers auf dem
Grundstick selbst verbleibt, so dass Vernassungsschaden an der Vegetation und
an Bauwerken oder Bodenbelastungen durch entsprechende MalRnahmen ausge-
schlossen werden kénnen, wird auf die Festsetzung gesonderter Mal3nahmen zur
Versickerung verzichtet.
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4. Finanzielle Auswirkungen

Es sind finanzielle Mittel des Landes Berlin fir den Erwerb privater Grundstiicks-
flachen als Voraussetzung fir einen verkehrssicheren Ausbau der offentlichen
Verkehrsflachen innerhalb des Geltungsbereiches erforderlich.

Dies betrifft Flachen im Bereich der Grundstiicke Grottkauer Straf3e 20, Heinrich-
Griuber-StrafRe 173 und 183 sowie im Bereich der Reil3iger Stral3e.

Mit der Festsetzung des Bebauungsplanes haben die Eigentimer/-innen prinzipiell
Entschadigungsanspriiche gemal § 42 BauGB. Der Zeitpunkt der Ubernahmean-
spriche regelt sich nach 8§ 40 Abs. 2 BauGB. Da die Eigentimer/-innen ihre
Grundstticke in der bisherigen Art weiter nutzen kénnen, ihnen somit keine wirt-
schaftlichen Nachteile durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes entstehen,
bestehen diese nicht unmittelbar mit der Festsetzung des Bebauungsplanes.

Im Rahmen der Investitionsplanung fir den Strafl3enbau sind fur den Grunderwerb
Kosten in Hohe von insgesamt ca. 64.000 € in den Bezirkshaushalt einzustellen.
Dartber hinaus ist die Entstehung von Entschadigungsansprichen auf Grund der
Begriindung des Geh- und Fahrrechtes im Bebauungsplan gemald § 41 Abs. 1
BauGB in Verbindung mit 8 42 Abs.2 BauGB nicht auszuschlie3en. Resultierend
aus der Festsetzung von Flachen fir Mal3nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Natur und Landschaft innerhalb des Planungsgebietes (textliche
Festsetzung Nr.6) sind Anspriche gemaf 8§ 40 i.V.m. 8 42 Abs. 9 und § 43 Abs. 3
BauGB zu beachten. Da diese Festsetzung vom Erhalt der bestehenden
Bepflanzung ausgeht und langfristig somit keine wesentliche Wertminderung des
Grundstiicks darstellt bzw. besondere Anforderungen der Bewirtschaftung
erfordert, sind erhebliche  finanzielle  Auswirkungen infolge  von
Entschadigungsanspriichen nicht zu erwarten.

Durch die Festsetzung von Flachen als Private Griunflache wird diesen Flachen
die private Nutzung nicht entzogen. Es erfolgt durch die getroffene Festsetzung
unter die Berucksichtigung der oOffentlichen Belange, wie des Artenschutzes und
des Erhalts orttypischer Grunstrukturen, keine Einschrankung der Privatnitzigkeit
Uber das derzeitige Mal3 hinaus. Insofern begrindet diese Festsetzung nicht die
Entstehung von Entschadigungsansprtchen.

V. Verfahren

Mitteilung der Planungsabsicht gemal 8 3a AGBauGB

Mit Schreiben vom 30.07.1996 ist der Senatsverwaltung fir Stadtentwicklung die
Planungsabsicht gem. § 3a AGBauGB mitgeteilt worden.

Es wurden keine Bedenken geaul3ert. Es wurde darauf hingewiesen, dass das
Verfahren nach § 4a AGBauGB durchgeftihrt wird, da es mit dem geplanten Neu-
bau der Verlangerung der vorhandenen StraRenbahnstrecke zwischen S-Bahnhof
Kdpenick und S-Bahnhof Mahlsdorf zur Riesaer Str. tUber die Ridbacher Stral3e
gem. Absatz 1 Nr. 2 Belange von gesamtstadtischer Bedeutung beruhrt.
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Aufstellungsbeschluss

Das Bezirksamt Hellersdorf von Berlin hat am 10.12.1996 mit BA-Beschluss Nr.
V/198/1996 die Einleitung des Bebauungsplanes XXIII-26 beschlossen. Dieser
Beschluss wurde am 24.01.1997 im Amtsblatt fir Berlin Nr. 5 auf Seite 222
bekannt gemacht.

Die BVV wurde in ihrer Sitzung am 13.02.1997 Uber die Einleitung dieses Bebau-
ungsplanverfahrens informiert.

Frithzeitige Beteiliqung der Offentlichkeit gemaRk § 3 Abs. 1 BauGB

Die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 1 BauGB wurde in
der Zeit vom 28.04.1997 bis zum 29.05.1997 im Stadtplanungsamt, Cottbusser
Stral3e 22, durchgefihrt. Im Rahmen dieser friihzeitigen Burgerbeteiligung fuhrte
das Stadtplanungsamt am 12.05.1997 eine Informationsveranstaltung in der
Grundschule am Schleipfuhl, Nossener Stral3e 85, durch.

Es wurde am 18.04.1997 in der ,Berliner Zeitung®, im ,Tagesspiegel“ und in der
.Berliner Morgenpost® Uber den Zeitraum der Beteiligung der Offentlichkeit
informiert.

Im Rahmen der frihzeitigen Burgerbeteiligung wurden zur Umsetzung der stadte-
baulichen Zielstellung fur das Planungsgebiet zwei Varianten vorgestellt:

Wahrend das Konzept 1 hauptsachlich von der Festsetzung der Bebauung von
Doppelhdusern zur Bildung einer Raumkante und Schaffung zusammenhangen-
der Grunbereiche ausging und zuséatzlich die Mdglichkeit einer inneren Erschlie-
Bung zur Vermeidung von Hammergrundstiicken vorsah, wurde im Konzept 2 eine
Blockrandbebauung tberwiegend mit Einzelhdusern vorgeschlagen und grund-
satzlich von der Bildung von Hammergrundstiicken ausgegangen, welches eine
groRere Durchlassigkeit und Einblicke in die innenliegenden Gartenbereiche
ermaglicht.

Schwerpunkte der friihzeitigen Blrgerbeteiligung und Schlussfolgerungen fir das
weitere Bebauungsplanverfahren:

1. Als Vorzugsvariante wurde die Variante 2 als Grundlage der weiteren Entwurfs-
erarbeitung ermittelt. Es wurde davon ausgegangen, dass die sowohl flr eine
innere ErschlieBung als auch fir die ausschliel3liche Doppelhausbebauung
erforderlichen gleichzeitigen Realisierungsabsichten der betroffenen Grund-
stiickseigentimer/-innen (It. Variante 1) nicht vorausgesetzt werden kdnnen. Im
Rahmen der Festsetzungen wurde geplant, sowohl Einzel- als auch Doppel-
hauser zum Erhalt des bestehenden Siedlungscharakters vorzusehen.

2. Es wurde das Ziel formuliert, den Bereich des Kreppfuhls und der Graben als
private Grunflache fur MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
der Landschaft festzusetzen. Zusatzlich sollten auf den bebaubaren Grund-
sticken im Bereich des Kreppfuhls Flachen von Bebauung freigehalten werden
und fur diese ebenfalls Pflanzbindungen festgesetzt werden.
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Die Flursticke 3545/29 und 3864/29 ostlich des Kreppfuhls wurden in den
Bereich der Gewdasser- und Grabenschutzzone, wie im Konzept 1 vorgeschla-
gen, einbezogen.

3. Unter Berticksichtigung des stadtebaulich pragenden Bereichs des Kreppfuhls
und der Grabenbereiche war geplant, die GRZ auf 0,15 zu beschranken und zur
Betonung der Hauptachsen des Planungsgebiets im Zusammenhang mit der
Festsetzungsabsicht als WA ein héheres Nutzungsmall GRZ = 0,2 zuzulassen.

4. Neben der Uberwiegenden Festsetzung von Bereichen als Reines Wohngebiet
im Planungsgebiet war beabsichtigt, vor allem entlang der Ridbacher und der
Grottkauer Stral3e auch Flachen fir die Nutzungsart Allgemeines Wohngebiet
festzusetzen, um dort die Voraussetzungen fur die Zulassigkeit, z.B. fir
nichtstorende Handwerksbetriebe und der Versorgung des Gebietes dienende
Laden, zu schaffen. Fur die landeseigene Flache der Grundsticke Heinrich-
Gruber-Stra3e 166-170, welche gegenwartig kleingartnerisch genutzt sind,
wurde entsprechend der Zielstellung des Bebauungsplanverfahrens Reines
Wohngebiet formuliert. Im Rahmen der frihzeitigen Birgerbeteiligung erfolgte
diesbezuglich kein Widerspruch.

Das Ergebnis der Auswertung der Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs.1
BauGB wurde am 04. November 1997 vom Bezirksamt mit BA-Beschluss Nr.
V/405/97 beschlossen.

Die BVV hat in ihrer Sitzung am 19.03.1998 die Vorlage zur Kenntnis genommen.

Resultierend aus den vorgebrachten AuRerungen erfolgten eine Beibehaltung des
Planungszieles und die Entwurfsbearbeitung auf der Grundlage der Variante 2.
Fur den im Planungsgebiet liegenden Kreppfuhl ist es erforderlich, zusatzlich zur
Sicherung der stadtebaulichen Ordnung einzelne situationsbezogene land-
schaftsplanerische Tatbestédnde zu regeln, um dessen Wirksamkeit flr den Natur-
haushalt langfristig zu erhalten. Ein eigenstdndiges Landschaftsplanverfahren
verbietet sich aufgrund dessen, dass sich die MalBhahmen zur Problembewalti-
gung ausschlie3lich auf den Geltungsbereich des Bebauungsplanes beziehen und
von geringfiigigem Umfang sind. Dementsprechend werden einzelne landschafts-
planerische Mafinahmen im Sinne des § 8 Abs. 3 Satz 3 NatSchGBIn gemal § 9
Abs. 4 BauGB statt in einem Landschaftsplan im Rahmen dieses Bebauungspla-
nes festgesetzt.

Beteiligung der Beh6érden gem. 8 4 Abs. 2 BauGB

Gemall 8 4 Abs. 2 BauGB wurden Stellungnahmen der Behorden und sonstiger
Trager Offentlicher Belange fiur das Bebauungsplanverfahren XXIII-26 mit
Schreiben vom 31.03.1999 innerhalb eines Monats eingeholt. 19 Behdrden und
Trager wurden beteiligt. Davon aufRerten sich 16 Trager. Einwdnde gegen den
Entwurf des Bebauungsplanes XXIlI-26 wurden von den Tragern nicht erhoben.
Die Stellungnahmen der Behérden und Trager sind auf Grund inhaltlicher
Hinweise in den Abwagungsprozess eingegangen.
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Das Ergebnis der Auswertung der Beteiligung der Behérden gem. § 4 (2) BauGB
wurde am 07.03.2000 vom Bezirksamt mit BA-Beschluss Nr. 696/V beschlossen.
Die BVV hat in ihrer Sitzung am 13.04.2000 die Vorlage zur Kenntnis genommen.

Grundsatzlich flhrte das Ergebnis der Abwagung der im Rahmen der Beteiligung
der Trager offentlicher Belange vorgebrachten AuBerungen nicht zu Anderungen
des Planungszieles des Bebauungsplanes XXIII-26.

Das Ergebnis der Stellungnahmen zur Beteiligung der Trager 6ffentlicher Belange
fuhrte zu folgenden Anderungen im Bebauungsplanentwurf:

Nach der Prifung der von der Senatsverwaltung fir Bauen, Wohnen und Ver-
kehr, Abt. XIl C, gegebenen Hinweise durch die zustandige Fachabteilung
wurden zugunsten der Erhéhung der Verkehrssicherheit Eckabschragungen in
den folgenden Kreuzungsbereichen 6ffentlicher Stra3en in die Planung aufge-
nommen:

Ridbacher Str./Grottkauer Stral3e - stidostlich und nordwestlich
Abschragung von 1 m Tiefe
Strindbergstr./Heinrich-Gruber-Stralie - Eckabschragung 5 x5 m

Grottkauer Str./Heinrich-Griber-StraRe - Eckabschragung 8 x 8 m
Ingolstadter Str./Heinrich-Gruber-Stra3e - Eckabschragung 8 x 8 m

Entsprechend der Information der zustandigen Senatsverwaltung fur Stadtent-
wicklung, Umweltschutz und Technologie, Abt. I, erfolgte eine Ubernahme der
als Gewasser 2. Ordnung benannten Flachen sowohl des Kreppfuhls als auch
des Kreppfuhlgrabens. Eine Eintragung der Wasserflachen erfolgt innerhalb
der als Private Grunflache festzusetzenden Grundstulicksteile.

Unter Bericksichtigung der unterschiedlichen Charaktere der privaten Grinfla-
che wurde die Zweckbestimmung fur den Bereich um das flachige Struktur-
element Pfuhl herum als ,Privater Pfuhlrandbereich” und die Zweckbestim-
mung des Uferbereiches des linearen Elements Graben als ,Privater Ufer-
schutzstreifen” in der Festsetzung konkretisiert.

Nach Prufung der seitens der Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung, Umwelt-
schutz und Technologie, Abt. | A, gegebenen Hinweise erfolgte die Konkretisie-
rung des Anwendungsbereiches der textlichen Festsetzung Nr. 11:

"Auf den privaten Grinflachen, mit der Zweckbestimmung Pfuhlrandbereich,
ist es unzulassig, die Gestalt von Grundflachen durch Abgrabungen oder Auf-
schittungen, bezogen auf das Relief, sowie durch die Verfestigung der Boden-
oberflache mit wasserundurchlassigen Stoffen zu verandern, ausgenommen
von diesem Verbot sind Abgrabungen oder Aufschittungen entlang der
heutigen Uferlinie am westlichen und norddstlichen Uferrand des Kreppfuhls,
soweit sie zur Wiederherstellung der landschaftsbildpragenden natirlich
flachen Uferprofilierung dienen, sowie Mal3nahmen zur Entschlammung des
Pfuhls.”

27



Anderung des Planungszieles

Das Bezirksamt hat am 15.07.2008 mit BA-Beschluss Nr. 0567/11l die Anderung
von Planungszielen und eine Weiterfihrung des Bebauungsplanes auf der
Grundlage des §13a BauGB als beschleunigtes Verfahren beschlossen.

Die BVV hat in ihrer Sitzung am 25.09.2008 die Vorlage zur Kenntnis genommen.

Anlass fir die Uberarbeitung des Entwurfs zum Bebauungsplanverfahren XXII1-26
war eine Anfrage zur Bebaubarkeit des Grundsticks Am Lupinenfeld 29 im hinte-
ren Grundstiicksbereich. Im Rahmen der Uberarbeitung des Planungsentwurfes
erfolgte nach nochmaliger Prifung aller fachlichen Belange eine Erweiterung der
Baufenster im Geltungsbereich des Bebauungsplanes entlang der Grabenberei-
che, insbesondere unter Bertcksichtigung des privaten Belangs der wirtschatftli-
chen Verwertbarkeit von Grundsttcken.

Anderung der Baugrenzen in folgenden Bereichen:

e Baugrenze im Bereich Kreppfuhlgraben

Uslarer Str. 19, 23

Zur Gewahrung einer Zufahrt zur Unterhaltung des Kreppfuhls durch den privaten
Eigentimer erfolgte mit Zustimmung der Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung
die Erneuerung des Kreppfuhlgrabens zwischen Kreppfuhl und Uslarer Stral3e als
Uberfahrbarer, aber offener Graben. Der fachgerechte Ausbau stellt die Aufrecht-
erhaltung sowohl der wasserwirtschaftlichen Funktion des Grabens als auch des
Biotopverbundes als Bereich, in dem sich die alljahrliche Amphibienwanderung
zwischen Schleipfuhl und Kreppfuhl vollzieht, sicher.

Die geplante Baugrenze wird im Abstand von 3,0 m zu beiden Seiten des
gesonderten Grabenflurstiickes geftihrt. In diesem Bereich ist der Ausschluss von
jeglicher Bebauung geplant.

Der Grabenbereich wirkt durch diese von Bebauung freigehaltene Flache
stadtebaulich in den 6ffentlichen Stral3enraum.

Grundsticke Am Lupinenfeld 29, 31 und Uslarer Str. 22, 24

Da in diesem Bereich der Kreppfuhlgraben nicht innerhalb eines gesonderten Flur-
stuckes verlauft, erfolgte die abschlie3ende Bestimmung der geplanten Baugrenze
in Bezug auf den im Bestand vorhandenen Verlauf des Grabens.

Die Baugrenze wird im Abstand von 3,0 m zur Boschungsoberkante und mit Aus-
schluss jeglicher Bebauung in diesem Bereich festgesetzt.

Die stadtebauliche Wirkung der Grabenbereiche in den offentlichen Stral3enbe-
reich und ihre Funktion als Amphibienwanderweg wird durch diese Anderung der
Festsetzung nicht beeintrachtigt.

Die Differenzierung des Nutzungsmalles innerhalb des Geltungsbereiches des
Bebauungsplanes zwischen dem Bereich um den Kreppfuhl und dem
Kreppfuhlgraben sowie dem ubrigen Planungsgebiet bleibt stadtebauliches Ziel
des Bebauungsplanes. Somit wird unter Berticksichtigung der moglichen Umsetz-
barkeit der Nutzungsart Wohnen innerhalb der Baufenster durch die Festsetzung
des Mal3es der baulichen Nutzung der landschaftsplanerischen Zielstellung der
Sicherung und des Erhalts wertvoller Gartenstrukturen als Amphibienlebensraum
entsprochen.
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Ingolstadter Str.54,55

Nordlicher Grabenbereich des Kreppfuhls, Flurstiick. 3243/28

Nach Rucksprache mit SenStadt, Abt. Il D, unterliegt die Unterhaltung dieses Flur-
stucks, welches sich als Senke darstellt, nicht der Verwaltung durch SenStadt, da
eine  Gewassereigenschaft und eine wasserwirtschaftliche Bedeutung des
Bereichs in Bezug auf das Gewasser 2. Ordnung, Kreppfuhl, nicht besteht. Durch
die Festsetzung des Bebauungsplanes, der den Ausschluss einer Bebaubarkeit
vorsieht, wird neben der Sicherung des stadtebaulichen Strukturelementes die
Funktion dieser Flache im Sinne der Sicherung des Landlebensraumes und der
Wanderbereiche fur Amphibien gesichert.

Fur diese Flache bleibt das Ziel, sie in die Festsetzung als Flache fiir Malinahmen
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft einzube-
ziehen und somit den vorhandenen Charakter langfristig zu erhalten. Beabsichtigt
ist die Festsetzung der Flache o.g. Flurstiicks als Private Grunflache.

Eine Festsetzung der Baugrenze und der Ausschluss von jeglicher Bebauung
erfolgt im Abstand von 3,0 m zur Flurstiicksgrenze.

Insgesamt wurde die Zielstellung des Bebauungsplanverfahrens beibehalten.
Neben der Sicherung einer geordneten stadtebaulichen Entwicklung unter
Beriicksichtigung der gebietsvertraglichen Verdichtung ist es erforderlich,
stadtraumprégende, landschaftliche Gestaltungselemente (Kreppfuhl,
Kreppfuhlgraben) als Lebensraum fir Amphibien durch die Regelung einzelner
situationsbedingter landschaftsplanerischer Tatbestdnde zu sichern. Die
Grundziige der Planung wurden von den Anderungen der Planungsziele nicht
beruhrt.

Der Kreppfuhlgraben bleibt durch die geplanten Festsetzungen an seinen End-
punkten als landschaftstypisches Element im offentlichen StraBenraum stédte-
baulich wirksam. Es erfolgt weiterhin die Sicherung von Flachen, die von jeglicher
Bebauung freizuhalten sind, zur Gewahrleistung der Funktion dieser Bereiche als
Amphibienwanderwege.

Durch Festsetzung der Flachen fur Mal3Bnahmen zum Schutz zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (textliche Festsetzung Nr. 7) auf
diesen privaten Griunflachen werden langfristig der Erhalt des Orts- und
Landschaftsbildes gewahrleistet sowie naturliche Lebensgrundlagen geschutzt
und erhalten.

Das geplante Nutzungsmal3 einer GRZ von 0,15 wird fur die Wohnbauflachen im
Bereich um den Kreppfuhl und fur die Grundstiicke am Kreppfuhlgraben beibe-
halten, da somit die zu sichernde stadtebauliche Struktur auf diesen Grundstticken
auch das Planungsziel des Erhalts von Nahrungs- und Bruthabitaten begunstigt.

Weitere Anderungen:
e StraRenbegrenzungslinie im Bereich Heinrich-Grlber Str. 188

Gemald Aussage des bezirklichen Tiefbauamtes war es zur Fortfuhrung der Hein-
rich-GrlUber-Stral3e im Sinne einer gesicherten ErschlieBung in einheitlicher Breite
erforderlich, eine Teilflache des o.g. Grundstuckes (Teilflache vom Flurstick
2478/28, ca. 235 gm) als offentliche Verkehrsflache planungsrechtlich zu sichern.
In diesem Zusammenhang erfolgte eine Versetzung der geplanten
Stral3enbegrenzungslinie. Das Planungsziel der Festsetzung einer Baugrenze im
Abstand von 5,0 m von der Stral3enbegrenzungslinie wird aufrechterhalten.

29



Durchfuhrung des beschleunigten Verfahrens nach § 13a Baugesetzbuch

Im Zusammenhang mit der Anderung des BauGB hat das Bezirksamt eine Wei-
terflhrung des Verfahrens als beschleunigtes Verfahren nach 813a BauGB
beschlossen, da es sich um ein Bebauungsplanverfahren der Innenentwicklung
handelt und Festsetzungen fir die Nachverdichtung auf Flachen, die bereits im
Bestand siedlungsgepragt sind, zu treffen sind.

Die Voraussetzung daflr ist gegeben, da die hierfir maRR3gebliche Grundflache von
20.000 m? durch die beabsichtigten Festsetzungen des Bebauungsplanes nicht
Uberschritten wird (§ 13a Abs.1 Nr.1 BauGB).

Die Erforderlichkeit der Mitanrechnung der Grundflachen von angrenzenden
Bebauungsplanen, die im engen raumlichen, sachlichen und zeitlichen Zusam-
menhang mit dem Planungsgebiet stehen, ist nicht gegeben. Der bereits festge-
setzte, nordlich an das Planungsgebiet anschlieRende Bebauungsplan XXIII-12
sichert die Erhaltung und Entwicklung des spezifischen, eigenstandigen stadte-
baulichen Charakters der Stadtrandsiedlung Uber die Festsetzung von differen-
zierten Baufenstern und Gestaltungskriterien. Der sudlich an das Planungsgebiet
angrenzende Bebauungsplan XXIlI-5 wurde mit dem Ziel der Sicherung planungs-
rechtlicher Voraussetzungen fir die Umsetzung eines Bebauungskonzeptes auf
unbebauter Flache geflhrt. Das Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplan-
verfahrens XXIII-5 (Lupinenfeld) wurde aufgehoben. Entstehende Auswirkungen
auf Natur und Umwelt sind durch die erfolgte Umsetzung des Konzeptes bereits
abschlieRend bertcksichtigt worden.

Durch das Ziel der Festsetzung des Bebauungsplanes XXIII-26 wird nicht die
Zulassigkeit von Vorhaben begriindet, die einer Pflicht zur Durchfihrung einer
Umweltvertraglichkeitsprufung unterliegen.

Der Geltungsbereich befindet sich nicht in einem Gebiet bzw. in unmittelbarer
Nachbarschaft von gemeinschaftlicher Bedeutung oder in einem europaischen
Vogelschutzgebiet im Sinne des BNatschG. Es bestehen keine Anhaltspunkte fir
die Beeintrachtigung solcher Gebiete.

In Auswertung eines Gutachtens zur landschaftsplanerischen Voruntersuchung
sowie auf Aussagen der entsprechenden Fachabteilung basierend, werden im
Verfahren landschaftsplanerische Festsetzungen getroffen, die der Bedeutung des
Kreppfuhls als einer der bedeutendsten Amphibienlaichplatze im Bezirk Marzahn-
Hellersdorf gerecht werden. Die festgesetzten Flachen umgrenzen den Hauptle-
bensraum, die Fortpflanzungsstéatte sowie den Migrationsraum der geschitzten
Amphibien im Bereich des Bebauungsplanes. Alle nachgewiesenen Arten sind
nach Bundesartenschutzverordnung entweder besonders geschiitzt (Teichmolch,
Erdkrote, Teichfrosch) oder vom Aussterben bedroht (Knoblauchkréte, Wechsel-
krote, Moorfrosch). Die ausgewiesenen Flachen umgrenzen abschlieBend den
Bereich, in dem sich die alljahrliche Amphibienwanderung zwischen Schleipfuhl
und Kreppfuhl sowie ehemaligen Freiflachen Am Lupinenfeld und dem Kreppfuhl
vollziehen.

Zur Regelung einzelner situationsbezogener landschaftsplanerischer Tatbestande
hinsichtlich des Erhalts des Kreppfuhls als Lebensraum fir Amphibien entspre-
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chend 8 9 Abs. 4 BauGB werden im Bebauungsplan Festsetzungen (Nr. 9-11)
getroffen.

Beteiliqung der Offentlichkeit gemal § 3 Abs. 2 BauGB

In der Zeit vom 14. Juni 2010 bis einschlieRlich 14. Juli 2010 lag der Entwurf zum
Bebauungsplan XXIII-26 mit Begrindung gemafl? 8 3 Abs. 2 BauGB im Rathaus
Helene-Weigel-Platz 8 im Foyer 4. Etage des Stadtentwicklungsamtes, Fachbe-
reich Stadtplanung, 6ffentlich aus.

Die Beteiligung der Offentlichkeit wurde ortsiiblich im Amtsblatt von Berlin Nr. 22
vom 04.06.2010, S. 827, bekannt gemacht. Weiterhin wurde in der Tagespresse in
der Berliner Zeitung am 04. Juni 2010 lber die Beteiligung der Offentlichkeit an
der Bauleitplanung mit dem Hinweis auf die Nutzungsmoglichkeit der Internetver-
bindung des Bezirksamtes Marzahn-Hellersdorf informiert. Den Birgern und
Blrgerinnen wurde damit die Moglichkeit gegeben, Stellungnahmen zum
Bebauungsplanentwurf vorzubringen. In der Bekanntmachung wurde auf die
Verfahrensfiihrung geman 8§ 13a BauGB ohne Durchfiihrung einer Umweltprifung
hingewiesen.

Gemal 8 3 Abs. 2 BauGB erging am 12.06.2010 eine Information an die Behor-
den und Stellen, die Trager offentlicher Belange sind.

Im Rahmen der Beteiligung der Offentlichkeit gingen sieben schriftliche Stellung-
nahmen im Fachbereich Stadtplanung ein. Die Berliner Verkehrsbetriebe auf3erten
keine Bedenken gegenuber den Zielstellungen des Bebauungsplanes. Fir die
Nutzung der Vertffentlichung im Internet erfolgte wéhrend des Zeitraumes der
Beteiligung der Offentlichkeit eine Zahlung von insgesamt 94 Zugriffen.

Folgende Planinhalte wurden von den Stellungnahmen berthrt:

Sicherung offentlicher Verkehrsflache

Im Rahmen der Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 (2) BauGB wurden lber-
wiegend Stellungnahmen vorgebracht, die sich gegen das Planungsziel der Siche-
rung privater Grundsttucksflachen als 6ffentliche Verkehrsflachen im Sinne einer
gesicherten Erschlie3ung richteten.

Durch eine verbesserte Einsehbarkeit des Kreuzungsbereiches wurde die Beein-
trachtigung der Wohnqualitat durch Verkehrslarm infolge der Beginstigung von
Geschwindigkeitsiiberschreitungen befurchtet.

Die Kontrolle der Einhaltung von Geschwindigkeitsiiberschreitungen sowie ver-
kehrsregelnde MalRhahmen unterliegen nicht dem Bauplanungsrecht.

Die Erh6hung des Verkehrsaufkommens ist auf Grund der geplanten Nutzungsart
und Nutzungsmafle sowie der zu sichernden offentlichen Verkehrsflachen im
Geltungsbereich des Bebauungsplans nicht zu erwarten.

Die Festsetzung der Nutzungsart Reines Wohngebiet im Uberwiegenden Bereich
des Planungsgebietes ist gerechtfertigt, da dies dem vorhandenen Gebietscha-
rakter entspricht und auch hier weiterhin ausschlie3lich die fir die Versorgung des
Wohnens notwendigen Bedarfe gewahrleistet werden sollen. Die Beeintrachtigung
der Wohnqualitat durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes kann ausge-
schlossen werden.
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Nach nochmaliger Prufung durch die zustandige Fachabteilung zur erforderlichen
Inanspruchnahme privater Grundsticksflachen durch das Land Berlin fand eine
Vereinheitlichung der erforderlichen Flachen bei Eckabschragungen in den Kreu-
zungsbereichen zur Heinrich-Gruber-Stralie statt.

Darlber hinaus war die Berucksichtigung der vorgebrachten Belange in Bezug auf
die Sicherung offentlicher Verkehrsflachen, insbesondere auch entlang der Reif3i-
ger Stral3e, nicht mdglich. Die Planungshoheit flr das o6ffentliche StralRenneben-
netz liegt laut Allgemeinem Zustandigkeitsgesetz (AZG) in Verbindung mit § 26 (1)
des Berliner StralRengesetzes (BerlStrG) bei der StralRenbaubehoérde (hier: be-
zirkliches Tiefbauamt) in Zusammenarbeit mit dem bezirklichen Stadtplanungsamt.
Die geplante StralRenraumbreite fir den Endausbau ist hier nicht minderbar, da
auf Grund der Regenentwasserungskonzeption der Berliner Wasserbetriebe die
Anlage von Entwasserungsanlagen mit offenen Mulden vorgesehen ist, die neben
Fahrbahn und Gehwegen auch innerhalb des Stral3enraumquerschnitts unterzu-
bringen sind. Dies entspricht dem Grundsatz des LAPRO, innerhalb der Sied-
lungsgebiete Voraussetzungen fur eine dezentrale Regenwasserversickerung
planungsrechtlich zu sichern.

e Uberbaubare Grundstiicksflache im Bereich ReiRiger StraRe 47A

Widerspruch wurde geauf3ert gegentber der Festsetzung der hinteren Baugrenze.
Die dargelegte Begrindung in Bezug auf die Bedeutung dieser Grundstiucksfla-
chen als Lebensraum fur Amphibien unter Bertcksichtigung gutachterlicher Aus-
sagen wird in Frage gestellt. Durch die Errichtung eines 2 m hohen Sichtzaunes ist
eine Einbeziehung dieser Flache als Uferzone nicht gegeben. Angeregt wurde, die
Grundstucksflache des Grundsticks Reil3iger StraRe 47A nicht in die Flachen
einzubeziehen, die von Bebauung freizuhalten sind; 25 m Abstand zum Teich
wurden als ausreichend angesehen.

Diesem Belang wurde nicht gefolgt.

Entsprechend Aussage der zustandigen Fachabteilung liegen die Wanderaktivita-
ten von Amphibien je nach Art bei mehreren Kilometern. Wahrend der Wanderak-
tivitaten kébnnen Amphibien durchaus Hindernisse, wie Sichtschutzzaune, unter-
bzw. umwandern.

Die Freihaltung der Uferbereiche und der unmittelbar angrenzenden Freiflachen
gem. Bebauungsplan stellen bereits die unterste Grenze des eigentlich erforderli-
chen Lebensraumes dar und sind fir den Erhalt der Amphibienpopulation unab-
dingbar.

Unter Beriicksichtigung des Aspektes der Abwéagung offentlicher und privater
Belange gegeneinander und untereinander sind durch die Festsetzung nicht tber-
baubarer Grundsticksflachen im Bereich um den Kreppfuhl alle privaten Grund-
stucksflachen gleichermaf3en betroffen.

Eine weitere bauliche Nutzung und Verdichtung der Flachen am Kreppfuhl Gber
die geplanten Festsetzungen hinaus zugunsten des privaten Belangs der Grund-
sticksverwertbarkeit lasst negative Auswirkungen auf die vorkommende Arten-
vielfalt erwarten und widerspricht somit dem Planungsziel.

Da dieses Bebauungsplanverfahren seine Erforderlichkeit neben der Sicherung
der stadtebaulichen Ordnung vor allem in der Freihaltung hinterer Grundsticksbe-
reiche im Bereich des Kreppfuhls begriindet, wurde dieses grundsatzliche
Planungsziel aufrechterhalten.
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Die Einschrankung der Nutzungsmdoglichkeit geman Artikel 14 GG besteht nicht,
da durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes Moéglichkeiten der baulichen
Entwicklung auf allen Grundstiicksflachen gegeben sind.

e Geh- und Fahrrecht

Entsprechend Stellungnahme des Eigentimers des Grundstiicks Reil3iger StralRe
47A wurde die Festsetzung einer Flache, die mit Geh- und Fahrrecht zugunsten
der Grundstiickseigentimer der Flurstiicke 3545/29 und 3864/29 zu belasten ist,
als unangemessen angesehen, da im Bereich zwischen den Grundsticken
Uslarer StraRe 19 und 23 durch den Uberbau des Kreppfuhlgrabens ein
ungehinderter Zugang maoglich ware.

Diesem Belang wurde nicht gefolgt.

Im Bereich der Uslarer Stral3e ist bereits im Zusammenhang mit dem als befahr-
bar ausgebildeten Uberbauten Grabenbereich auf dem Flurstick 3225/29
(zwischen Uslarer Str. 19 und Uslarer Str. 23) der Ausbau einer amphibiengerech-
ten Durchorterung fertiggestellt worden. Diese Grundsticksflachen befinden sich
ebenfalls in privatem Eigentum. Die Eignung dieser Flache fur die Gewahrung der
rechtmafigen Zuganglichkeit der landeseigenen Flurstiicke 3545/29 und 3864/29
war als nicht gegeben von der zustandigen Fachabteilung eingeschatzt worden,
da eine in diesem Zusammenhang erforderliche Weiterfihrung der
Uberfahrbarkeit tber den unmittelbaren Randbereich des Kreppfuhls eine
erhebliche Beeintrachtigung des ohnehin stark eingeschrankten Lebensraumes
der Amphibien darstellen wirde.

Der gemaR der AuBerung des Grundstiickseigentiimers, Grundstiick ReiRiger
Stral3e 47A, vorgebrachte Aspekt, dass der Bereich des geplanten Wegerechtes
mit Baumen bepflanzt und einem Spielplatz versehen ist, beeintrachtigt nicht die
Umsetzbarkeit der Festsetzung eines Geh- und Fahrrechts.

Die Nutzung als Zufahrt wéare auch weiterhin moglich. Schadensersatzanspriche
waren nicht zu erwarten, da gemaf Aktenlage und Inaugenscheinnahme keine
bauliche Anlage auf diesen Flachen im Bestand vorhanden ist.

e Nutzungsmalf3

Die Beschrankung des Nutzungsmafes GRZ auf 0,15 fur das Grundstuck Reif3i-
ger Stral3e 47A wurde durch den Eigentimer als nicht erforderlich angesehen, da
keine Wanderwege flr Amphibien vorhanden sind.

Diesem Belang wurde nicht gefolgt, da durch die Festsetzungen des Bebauungs-
planes (GRZ 0,15) fur die Flachen des Reinen Wohngebietes um den Kreppfuhl
die zu sichernde stadtebauliche Struktur auf diesen Grundstucken auch fur die
Umsetzung des Planungsziels des Erhalts von Nahrungs- und Bruthabitaten erfor-
derlich ist.

e Verlegung der ,Privaten Grunflache*

Der durch einen Burger vorgebrachten Anregung der Verlegung der ,Privaten
Griunflache" zwischen die Grundstiicke Ingolstadter Str. 54 und 53 wurde nach
Rucksprache mit der zustandigen Fachabteilung nicht gefolgt, da sich im Bereich
der im Bebauungsplanentwurf dargestellten ,Privaten Grinflache" die Hauptwan-
derrichtung der Amphibien vom Krepppfuhl zum Schleipfuhl und umgekehrt befin-
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det. Die Wanderaktivitdten sind dabei nicht an das Vorhandensein von Gartentei-
chen auf bestimmten Grundstiicken gebunden. Die gegenwaértig vorhandenen
Schleppdéacher innerhalb der als Private Grinflache festzusetzenden Bereiche
behindern diese Wanderaktivitaten der Amphibien nicht wesentlich. Entsprechend
BauNVO unterliegen rechtméaRig errichtete bauliche Anlagen dem Bestandschutz.
Die Festsetzungen des Bebauungsplanes sichern den Ausschluss einer weiteren
baulichen Verdichtung in diesen Bereichen. Dies ist erforderlich, um den notwen-
digen Populationsaustausch der Tiere auch weiterhin zu gewahrleisten.

Fazit

Im Ergebnis der Auswertung der Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 2
BauGB wurde der Bebauungsplan in Teilen geandert. Es wurde ein Deckblatt vom
15. Oktober 2010 erstellt.

Unter Berlcksichtigung des privaten Belangs der Grundsticksverwertbarkeit
wurde nach nochmaliger Prifung durch die Fachabteilung die geplante Eckab-
schrdgung im Kreuzungsbereich Grottkauer Stral3e/Heinrich-Griiber-Stral3e von
8,0 m x 8,0 m auf 5,0 m x 5,0 m reduziert.

Betroffenenbeteiligung gemal § 4a Abs. 3 BauGB

Da durch die Anderungen des Entwurfs des Bebauungsplans die Grundziige der
Planung nicht berihrt waren, wurde gemal3 8 4 a Abs. 3 Satz 4 BauGB die
Einholung der Stellungnahmen auf den Grundstickseigentimer/-in (Heinrich-
Gruber-StraRe 183) als die von der Anderung betroffene Offentlichkeit
beschrankt.

Es erfolgte mit Schreiben vom 15.10.2010 eine Information des Burgers tber die
Durchfuihrung der Betroffenenbeteiligung.

Die Einholung von Stellungnahmen von Behdrden und sonstigen Tragern offentli-
cher Belange war nicht erforderlich, da sie durch die gednderte Eckabschragung
nicht in anderem Umfang berthrt wurden als bisher.

Die Frist zur Stellungnahme wurde wegen der begrenzten Anderungen der
Planung entsprechend verkirzt. Sie fand im Zeitraum vom 25.10.2010 bis
einschlie3lich 05.11.2010 statt. In dieser Zeit lag der Entwurf des Bebauungspla-
nes vom 19. Mai 2010 mit Deckblatt vom 15. Oktober 2010 im Rathaus Helene-
Weigel-Platz 8 im Foyer 4. Etage des Stadtentwicklungsamtes, Fachbereich
Stadtplanung, o6ffentlich aus.

Im Fachbereich Stadtplanung ging eine Stellungnahme zu den geédnderten Teilen
ein. Seitens der Grundstiickseigentimer/-in des Grundsticks Heinrich-Griber-
StralBe 183 wurde Widerspruch gegen die geplante, nunmehr reduzierte,
Eckabschragung im Kreuzungsbereich eingelegt. Im Rahmen der Abwagung
stand dieser private Belang der uneingeschréankten Nutzungsmdoglichkeit dem
offentlichen Belang der Sicherung von offentlichen Verkehrsflachen gegentiber. Im
Bebauungsplanverfahren wurde dem o6ffentlichen Belang, der unter dem Aspekt
der Gewabhrleistung der Verkehrssicherheit 0offentliche Verkehrsflachen sichert,
der Vorrang gegeben. Die im Bebauungsplan zu sichernden, zusatzlichen
offentlichen Verkehrsflachen bertcksichtigen die Mindestanforderungen, die bei
einer endgultigen Verkehrsfuhrung unter dem Aspekt der Verkehrssicherheit
notwendig sind. Die Erhohung des Verkehrsaufkommens auf Grund der
Festsetzungen im Bebauungsplan ist nicht zu erwarten.
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Der Verfahrensschritt der Betroffenenbeteiligung fuhrte nicht zu weiteren
Anderungen der Festsetzungen des Bebauungsplanes XXII1-26.

Damit waren die Vorraussetzungen fur die Festsetzung des Bebauungsplanes mit
Deckblatt vom 15. Oktober 2010 entsprechend § 10 BauGB i.V.m. § 6 Abs. 3
AGBauGB gegeben.

In seiner Sitzung am 04.01.2011 stimmte das Bezirksamt mit BA-Beschluss Nr.
1251/1Il der Auswertung der Beteiligung der Offentlichkeit gemaR & 3 Abs. 2
BauGB und der Auswertung der betroffenen Offentlichkeit gemaR § 4a Abs. 3
BauGB sowie dem Bebauungsplan XXIII-26 mit Deckblatt vom 15. Oktober 2010
mit der Begrindung vom November 2010 und dem Entwurf der
Rechtsverordnung zu seiner Festsetzung zu.

Am 24.02.2011 hat die BVV mit Drucksache Nr. 2060/VI beschlossen, der
Rechtsverordnung tber die Festsetzung des Bebauungsplanes XXIlI-26 im Bezirk
Marzahn-Hellersdorf, Ortsteil Kaulsdorf, mit Begriindung zuzustimmen.

Berlicksichtigung gesamtstéddtischer Belange

Es wurde im Rahmen der Mitteilung der Planungsabsicht darauf hingewiesen,
dass das Verfahren nach § 4a AGBauGB durchzufihren ist, da mit dem geplanten
Neubau der Verlangerung der vorhandenen Strallenbahnstrecke zwischen S-
Bahnhof Kopenick und S-Bahnhof Mahlsdorf zur Riesaer Stralle Uber die
Ridbacher StraRe gemald Absatz 1 Nr. 2 die Berihrung von Belangen gesamt-
stadtischer Bedeutung zu erwarten ist.

Innerhalb der Verfahrensfiilhrung wurde von einer stetigen Information der Senats-
verwaltung fur Stadtentwicklung abgesehen, da unzweifelhaft feststand, dass
durch die getroffenen Festsetzungen die gesamtstadtischen Belange zu jedem
Zeitpunkt beachtet und die Verkehrsflachen des betreffenden Stral3enraumes von
Anderungen des Planungsziels innerhalb des Verfahrens nicht betroffen waren.

Anzeigeverfahren gemal 8 6 Abs. 4 AGBauGB und die Ergebnisse

Durch die zustandige Senatsverwaltung wurde mit Schreiben vom 26. Mai 2011
mitgeteilt, dass der Bebauungsplan zu beanstanden ist und nach Uberarbeitung,
Durchfuihrung der erforderlichen Verfahrensschritte und erneutem BVV-Beschluss
erneut anzuzeigen ist.

Als Ergebnis des Anzeigeverfahrens wurden folgende Griinde aufgefiihrt, die im
Rahmen der Uberarbeitung in die Abwagung einzustellen waren:

1. Aufgrund der rechtlichen Unbestimmtheit der textlichen Festsetzung Nr. 3
Freihaltung der langsgerichteten Grundsticksgrenze von Bebauung kann
diese Regelung nicht festgesetzt werden. Sie ist nach nochmaliger Prifung
auch entbehrlich, da durch die Festsetzung der offenen Bauweise und der
geltenden Bestimmungen der Regelungen der BauOBIn (8 6 Abs.5
BauOBIn) sowie der Festsetzung nichtiiberbaubarer Grundstiicksflache
gemal textlicher Festsetzung Nr.4 dem stadtebaulichen Ziel des Erhalts
der vorhandenen kleinteiligen Bebauungsstruktur Rechnung getragen wird.

35



Diesem Einwand aus dem Anzeigeverfahren wurde gefolgt. Es erfolgte die
Streichung der textlichen Festsetzung Nr. 3. Dementsprechend wurden die
Nummerierungen der textlichen Festsetzungen angepasst.

2. Die Festsetzung einer Flache, die mit einem Geh- und Fahrrecht zu
belasten ist, auf einer Teilflache des Grundstiickes Reildiger Stral3e 47A
(TF 6) stellt einen Eingriff in die Eigentumsrechte nach Art. 14 GG dar und
war im Zuge der gerechten Abwagung zugunsten einer Alternativprifung zu
Uberprufen. Da das o0.g. Grundstick durch die Festsetzung der hinteren
Baugrenze schon sehr eingeschrankt ist und eine Errichtung einer Garage
in Fortfihrung der Zufahrt dann ausgeschlossen ware, ist das Grundstiick
UberméanRig belastet.

Nach nochmaliger Prifung durch die zustandige Fachabteilung erfolgte die

Verlegung der Flache, die mit einem Geh- und Fahrrecht zugunsten der

Flurstiicke 3545/29 und 3864/29 zu belasten ist. Unter Berucksichtigung

privater Belange der Grundsticksnutzung wird der bereits im Bestand

vergitterte Grabenbereich (Flurstiick 3225/29), welcher als Zufahrt von dem
privaten Pfuhleigentimer genutzt wird, mit einem Geh- und Fahrrecht gemafi
textlicher Festsetzung Nr. 5 Dbelastet. Die Kennzeichnung dieses

Grabenbereiches als ,Mal3Bnahmeflache* i. S. textlicher Festsetzung Nr. 6

entfallt, da ohnehin die bestehende stadtebauliche Situation den Erhalt von

Bepflanzungen nicht erfordert und die Bedeutung des Grabenbereiches und

des Uferschutzstreifens als Lebensraum fir Amphibien durch den

fachgerechten Ausbau des mit Gitterrost abgedeckten Grabens, der nicht
verrohrt ist, berlcksichtigt. Die Anderung erfolgte mit Zustimmung der
bezirklichen Fachabteilung und der fur die Gewasseraufsicht zustandigen

Abteilung SenStadt. Es erfolgt durch die getroffene Festsetzung unter

Bertcksichtigung der offentlichen Belange, wie des Artenschutzes und des

Erhalts orttypischer Grinstrukturen, keine Einschréankung der Privatnitzigkeit

Uber das derzeitige Mal3 hinaus.

3. Der/die Eigentimer/-in des Grundstiicks Heinrich-Gruber-Straf3e 178 ist in
seinen Nutzungsmdglichkeiten durch die Uberwiegende Festsetzung als
Private Grinflache erheblich eingeschrankt. Gemaf Planunterlage ist das
Flurstick Uber die Grenze in die vorgesehene Private Grunflache im
Bestand bebaut. Die Abwagung zum Umgang mit den privaten Belangen ist
nicht ausreichend.

Im Rahmen der Abwagung wurde die Grundstickssituation des Grundsticks

Heinrich-Gruber-Strafie 178 nochmals gepruft. Die urspriinglich entlang der

Flurstiicksgrenze geplante Abgrenzung der Privaten Grinflache wird nunmehr

unter Berucksichtigung der privaten Belange und der im Bestand vorhandenen

Wohnbebauung geédndert. Die Nutzungsart Reines Wohngebiet wird fur die

Flache in Verlangerung des grundstickserschlieRenden Weges von der

Heinrich-Gruber-Stral3e erweitert. Unabhangig von dieser Festsetzung besteht

fur rechtmaRig errichtete Baulichkeiten Bestandschutz. Nach Bauakteneinsicht

betrifft dies einen Carport, der bereits vor Einleitung des Bebauungsplanes als

Nebenanlage baurechtlich genehmigt wurde. Durch die Festsetzung des

Uberwiegenden Grundstiicksbereiches als Private Griunflache wird die Art der

Nutzung fur diese Flachen durch den Bebauungsplan nicht neu bestimmt.

Diese Flachen stellen sich schon immer als mit Baumen und Gehdlzen

bestandener Pfuhlrandbereich dar. Damit sind keine wirtschaftlichen
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Beeintrachtigungen des Eigentiimers mit Rucksicht auf die Festsetzung und
Durchfihrung des Bebauungsplanes zu erkennen.

4. Wenn landeseigene Grundstiicke als ,Private Grunflachen* ausgewiesen
werden, muss davon ausgegangen werden, dass sie an Private verkauft
oder diesen zugeschlagen werden sollen. Eine Richtigstellung der
Begriindung und der Abwéagung ist erforderlich.

Im Ergebnis der Abwégung wurde im Sinne der Erhdhung der Rechtssicherheit

von der Festsetzung der landeseigenen Flachen der Flurstiicke 3545/29 und

3864/29 als private Grunflache mit der Zweckbestimmung Pfuhlrandbereich

abgesehen. Es erfolgte die Anderung der Art der Nutzung fiir diese

landeseigenen Flurstiicke in Offentliche Griinflache mit der Zweckbestimmung

Vorrangflache fur Artenschutz.

Diese Festsetzung gewahrleistet den Verbleib der Flachen in offentlicher Hand.

Dies ist entsprechend Stellungnahme der zustdndigen Fachabteilung zur

mittelfristigen Durchfihrung von Mal3nahmen fir den Artenschutz erforderlich.

Auf Grund der erteilten Hinweise erfolgten zur Erhéhung der Rechtssicherheit und
zur Verbesserung der Umsetzbarkeit der getroffenen Festsetzungen eine
Uberarbeitung des Bebauungsplanes und die Erganzung der Begriindung. Die
aufgefuhrten Rechtsgrundlagen wurden den aktualisierten Zitierweisen angepasst.

Uberarbeitung der Formulierung der textlichen Festsetzung Nr. 7

Es wurde die Anwendung der textlichen Festsetzung ausschliel3lich auf die
Flachen des Reinen Wohngebietes und des Allgemeinen Wohngebietes
konkretisiert. Darlber hinaus wurde entsprechend der Stellungnahme des
bezirklichen Natur- und Umweltamtes die textliche Festsetzung um Angaben
zur Pflanzgite im Sinne des dauerhaften Erhalts der vorhandenen
stadtebaulichen Pragung erganzt.

Anpassung des Titels des Bebauungsplanes

Auf Grund der durch die Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung angeregten
Uberprifung der in der Ubersichtskarte auf dem Bebauungsplan dargestellten
Ortsteilgrenze wurde seitens des bezirklichen Vermessungsamtes klargestellt,
dass die in der Planunterlage dargestellte Grenze des raumlichen
Geltungsbereiches der Gemarkungsgrenze zwischen der Gemarkung
Hellersdorf, Flur 1, und der Gemarkung Kaulsdorf, Flur 1, entspricht. Eine
Ubernahme und Darstellung von Ortsteilgrenzen in der Planunterlage zum
Bebauungsplan erfolgt nicht, da sie weder eine Verwaltungsgrenze ist noch
eine katasterrechtliche Bedeutung hat.

Dementsprechend liegen der ALK bezogenen Planunterlage des
Bebauungsplanes ausschlie3lich flursticksbezogene Grundstiicksdaten mit
Gemarkungsgrenzen zu Grunde.

Die im Titel bisher mit Ortsteilgrenze erfolgte Bezeichnung der nérdlichen
Abgrenzung des raumlichen Geltungsbereiches wird nunmehr ergénzt:
Bebauungsplan XXIlI-26 fur das Gelande zwischen Rei3iger Stral3e, Stral3e
Am Lupinenfeld, Heinrich-Gruber-Stral3e, Ridbacher Stral3e und Ortsteilgrenze
sowie der ndrdlichen Grundstiicksgrenzen der Grundsticke Ingolstadter
StraBe 4 und Reil3iger Strafle 55 im Bezirk Marzahn-Hellersdorf, Ortstell
Kaulsdorf
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Erneute Beteiligung der Offentlichkeit gemaR 8§ 4a Abs. 3 BauGB und die
Ergebnisse

In der Zeit vom 26. Oktober 2011 bis einschliel3lich 11. November 2011 wurde der
Entwurf zum Bebauungsplan XXIII-26 vom 19. Mai 2010 mit 1. Deckblatt vom 15.
Oktober 2010 und 2. Deckblatt vom 5. Oktober 2011 im Bezirksamt Marzahn-
Hellersdorf von Berlin, Abt. Okologische Stadtentwicklung, Stadtentwicklungsamt,
Fachbereich Stadtplanung, Burodienstgebaude Helene-Weigel-Platz 8, 12681
Berlin, 4. Etage, Foyer erneut offentlich ausgelegt.

Die erneute Beteiligung der Offentlichkeit wurde ortsuiblich im Amtsblatt von Berlin
Nr. 45 vom 14.10.2011, S. 2422 bekannt gemacht. Weiterhin wurde in der
Tagespresse in der Berliner Zeitung am 14.10.2011 Uber die Beteiligung der
Offentlichkeit an der Bauleitplanung informiert. Den Behorden und sonstigen
Tragern offentlicher Belange wurde Gelegenheit zur Abgabe von Stellungnahmen
zu den geénderten Teilen gegeben. Sie wurden mit Schreiben vom 24.10.2010
informiert. Der geénderte Bebauungsplanentwurf mit Begriindung konnte auch im
Internet eingesehen werden.

Die Anderungen des Bebauungsplanes waren in Auswertung der Beachtung der im
Rahmen des Anzeigeverfahrens gemall 8§ 6 Abs. 4 AGBauGB aufgefihrten
Beanstandungen und erteilten Hinweisen erforderlich.

Im Fachbereich Stadtplanung gingen sieben Stellungnahmen der Behdrden und
Stellen, die Trager offentlicher Belange sind, ein. Es wurden keine Bedenken zu
den geénderten Teilen geaul3ert.

Auf die Veroffentlichung im Internet erfolgten wahrend des Zeitraumes der
erneuten Beteiligung der Offentlichkeit insgesamt 43 Zugriffe. Schriftliche
Stellungnahmen, resultierend aus diesen Zugriffen, sind nicht eingegangen.

Der Verfahrensschritt der erneuten Beteiligung der Offentlichkeit erforderte keine
weiteren Anderungen der Festsetzungen des Bebauungsplanes XXIII1-26.

Am 3.01.2012 beschloss das Bezirksamt mit BA-Beschluss Nr. 0046/IV der
Auswertung der erneuten Beteiligung der Offentlichkeit zuzustimmen.

Festsetzung

Mit BA-Beschluss Nr. 0047/1V beschloss das Bezirksamt am 3.01.2012 dem
Bebauungsplan XXI11-26 vom 19.Mai 2010 mit 1. Deckblatt vom 15. Oktober 2010
und 2. Deckblatt vom 5. Oktober 2011 mit seiner Begriindung vom November
2011 zuzustimmen und den Entwurf Uber die Verordnung der Festsetzung des
Bebauungsplanes zu bestatigen.

Die Festsetzung des Bebauungsplanes XXIlI-26 mit 1. Deckblatt vom 15. Oktober
2010 und 2. Deckblatt vom 5. Oktober 2011 mit seiner Begrindung vom
November 2011 wurde entsprechend § 10 BauGB i.V.m. § 6 Abs. 3 AGBauGB am
23.02.2012 von der Bezirksverordnetenversammlung beschlossen und war die
Grundlage flur die erneute rechtliche Prifung im Rahmen des Anzeigeverfahrens
gemal § 6 Abs. 4 AGBauGB.
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Erneutes Anzeigeverfahren geméal § 6 Abs. 4 AGBauGB.

Mit Schreiben vom 27. Méarz 2012 wurde der zustéandigen Senatsverwaltung der
Bebauungsplan XXI11-26 erneut angezeigt gemani § 6 Abs.4 AGBauGB.

Durch die zustandige Senatsverwaltung wurde mit Schreiben vom 23. Mai 2012
mitgeteilt, dass der Bebauungsplan beanstandungsfrei ist und durch das
Bezirksamt festgesetzt werden kann.

Vom Bezirksamt wurde mit BA-Beschluss Nr. 0195/IV am 19.06.2012 der nach § 6
Abs. 5 AGBauGB fiur die Wirksamkeit des Bebauungsplanes konstitutive
erforderliche Beschluss Uber die Festsetzung des Bebauungsplanes XXIII-26
gefasst. Der Bebauungsplan wurde, wie bei der Ooffentlichen Auslegung
bekanntgemacht, im beschleunigten Verfahren festgesetzt.

Die Rechtsverordnung wurde als Verordnung Uuber die Festsetzung des
Bebauungsplans XXIlI-26 vom 10. September 2012 im Gesetz- und
Verordnungsblatt fir Berlin vom 2. Oktober 2012 auf Seite 334 verkindet.

V. Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004
(BGBI. | S. 2414), zuletzt geédndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011
(BGBI. I. S. 1509) in Verbindung mit dem Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBI. | S. 2414), zuletzt gedndert durch Artikel 4 des
Gesetzes vom 12. April 2011 (BGBI. 1 S.619) in Verbindung mit dem
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBI. | S.
2414), zuletzt geandert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBI. | S.
2585) in Verbindung mit dem Baugesetzbuch in der Fassung vom 27.August 1997
(BGBI. 1 S. 2141, 1998 | S. 137), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 24. Juni 2004
(BGBI. 1 S. 1359), in Verbindung mit dem Baugesetzbuch in der Fassung vom 8.
Dezember 1986 (BGBI. | S. 2253), zuletzt geandert durch Artikel 24 des Gesetzes
vom 20. Dezember 1996 (BGBIl. | S. 2049,/2076) in Verbindung mit der
Verordnung Uber die bauliche Nutzung der Grundstiicke (Baunutzungsverordnung
— BauNVO -) in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBI. | S. 132), zuletzt
geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. April 1993 (BGBI. | S. 466)

Gesetz zur Ausfuhrung des Baugesetzbuches (AGBauGB) in der Fassung vom
7. November 1999 (GVBI. S.578), zuletzt geandert durch Gesetz vom 3.
November 2005 (GVBI. | S. 692)

Gesetz Uber Naturschutz und Landschaftspflege (BNatSchG) vom 29. Juli 2009
(BGBI. | S. 2542), zuletzt geadndert am 6. Februar 2012, BGBI. | S. 148

Gesetz Uber Naturschutz und Landschaftspflege von Berlin (Berliner Naturschutz-
gesetz — NatSchGBIn) in der Fassung vom 3. November 2008 (GVBI. S. 378)

39



	I. Planungsgegenstand
	1. Veranlassung und Erforderlichkeit
	2. Plangebiet
	2.1 Bestand
	2.2 Planerische Ausgangssituation


	II. Planinhalt
	1. Entwicklung der Planungsüberlegung
	2. Intention des Planes
	3. Wesentlicher Planinhalt
	3.1 Begründung einzelner Festsetzungen
	3.1.1 Art der baulichen Nutzung
	Allgemeines Wohngebiet
	Reines Wohngebiet

	3.1.2 Maß der baulichen Nutzung
	Grundflächenzahl (GRZ)
	Geschossflächenzahl (GFZ)
	Geschossigkeit

	3.1.3 Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen
	Bauweise

	3.1.4 Private und Öffentliche Grünflächen
	3.1.5 Verkehrsflächen
	3.1.6 Grünfestsetzungen
	3.1.7 Landschaftsplanerische Festsetzungen
	3.1.8 Sonstige Festsetzungen



	III. Auswirkungen des Bebauungsplanes
	1. Eingriffsbetrachtung
	2. Artenschutz
	3. Entwässerung
	4. Finanzielle Auswirkungen

	IV. Verfahren
	Mitteilung der Planungsabsicht gemäß § 3a AGBauGB
	Aufstellungsbeschluss
	Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB
	Beteiligung der Behörden gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
	Änderung des Planungszieles
	Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB
	Betroffenenbeteiligung gemäß § 4a Abs. 3 BauGB
	Berücksichtigung gesamtstädtischer Belange
	Anzeigeverfahren gemäß § 6 Abs. 4 AGBauGB und die Ergebnisse
	Erneute Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 4a Abs. 3 BauGB und die Ergebnisse
	Festsetzung
	Erneutes Anzeigeverfahren gemäß § 6 Abs. 4 AGBauGB. 

	V. Rechtsgrundlagen

